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FRANKFURT/M. – Die Europäi-
sche Zentralbank (EZB) will of-
fenbar alle an ihr beteiligten na-
tionalen EU-Notenbanken zu ei-
ner Aufstockung ihres Grundka-
pitalteils drängen. „Hintergrund
ist die Angst vor möglichen Ver-
lusten durch die andauernden
Anleihekäufe“, sagte ein hoch-
rangiger Notenbanker. „Momen-
tan kaufen wir zwar nur mit mo-
deratem Tempo, aber was ist,
wenn das Tempo anzieht und die
Anleihen auf einmal um 30 Pro-
zent weniger wert sind?“Die EZB
hat bislang für gut 72 Mrd. Euro
am Markt Staatsanleihen von

Euro-Ländern erworben – allei-
ne in der vergangenen Woche
wurden Geschäfte über 2,7 Mrd.
Euro abgewickelt. 

Das Grundkapital der EZB
liegt derzeit bei 5,8 Mrd. Euro,
während ihre Bilanz durch diver-
se Hilfsmaßnahmen während
der vergangen dreieinhalb Kri-
senjahre auf fast 140 Mrd. Euro
angeschwollen ist. Die Noten-
banken der 16 Euro-Länder hal-
ten gut 70 Prozent am Kapital
der EZB. Andere EU-Länder wie
Großbritannien, Schweden oder
Dänemark, die nicht der Wäh-
rungsunion beigetreten sind,

den Rest. Den größten Teil, rund
ein Fünftel, hatte bei der Grün-
dung der EZB die Bundesbank
und damit Deutschland einge-
zahlt. Deutschland müsste also
im Falle einer Aufforderung
durch die EZB besonders viel
nachschießen. Ein anderer mit
den Überlegungen innerhalb der
EZB eng vertrauter Notenbanker
ergänzte, der angeforderte
Nachschuss können bei Bedarf
gestreckt gezahlt werden, um
einzelne Zentralbanken – etwa
die von Griechenland, Irland,
Portugal und Spanien – nicht zu
überfordern. Sollte die EZB eine

Verdoppelung ihres Grundkapi-
tals anstreben, müsste Deutsch-
land beim gegenwärtigen
Schlüssel rund eine Mrd. Euro
nachschießen. EZB und Bundes-
bank wollten sich nicht äußern.

Unterdessen will EZB-Präsi-
dent Jean-Claude Trichet den
Schutzschirm für Euro-Krisen-
staaten bei Bedarf offenbar kräf-
tig ausbauen. Die EZB mache sich
für „maximale Flexibilität“ stark.
„Und ich würde auch sagen: ma-
ximale Kapazität in punkto Quan-
tität und Qualität.“ Am Donners-
tag beraten die EU-Regierung-
schefsüber die Euro-Krise.

Europas Zentralbank fordert Geld
Grundkapital der EZB gefährlich niedrig – EU-Mitglieder sollen Mittel aufstocken

LONDON – Kurz vor einer Anhö-
rung im Fall Julian Assange hat
der Wikileaks-Gründer aus dem
Gefängnis heraus seine Anhän-
ger zu Widerstand aufgerufen.
„Ich fordere die Welt auf, meine
Arbeit und meine Leute vor die-
sen illegalen und unmoralischen
Handlungen zu schützen“, ließ
Assange mit Blick auf die Vor-
würfe sexueller Vergehen gegen
ihn mitteilen – und zwar über
seine Mutter Christine. „Ich
bleibe meinen Idealen, zu denen
ich mich immer bekannt habe,
treu“, zitierte die Mutter ihren
Sohn. „Wenn überhaupt, dann
hat dieser Prozess meine Ent-
schlossenheit bekräftigt, dass sie
wahr und richtig sind.“ Assanges
Mutter hatte kurz mit ihm tele-
fonieren dürfen.

Wikileaks-Chef
Assange ruft zum
Widerstand auf 

Assange hinter der Glasscheibe
eines Gefangenentransporters
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Der italienische Minister-
präsident Silvio Berlusconi
hat die erste Runde im
Machtkampf mit der Oppo-
sition klar gewonnen. Der
Senat sprach dem umstritte-
nen Regierungschef erwar-
tungsgemäß mit 162 zu 135
Stimmen das Vertrauen aus.
Anschließend stand aller-
dings auch in der Abgeord-
netenkammer die Abstim-
mung über einen Misstrau-
ensantrag an. Weil der in
mehrere Skandale verwi-
ckelte Berlusconi in dieser
Kammer keine Mehrheit hat,
war der Ausgang bis Redak-
tionsschluss noch offen. RT
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Berlusconis
Bangen um
die Macht

DUISBURG/ESSEN – Die Deut-
schen geben im kommenden
Jahr beim Kauf eines neuen Au-
tos einer Studie zufolge voraus-
sichtlich so viel Geld aus wie nie
zuvor. Im Jahr 2011 werde der
Durchschnittspreis je verkauf-
tem Neuwagen die Schwelle von
25 000 Euro überschreiten, teil-
te das Center Automotive Re-
search (CAR) der Universität

Duisburg-Essen mit. Spätestens
Ende kommenden Jahres werde
sich damit nach dem Abflauen
der Spätwirkungen der Ab-
wrackprämie der langjährige
Trend steigender Ausgaben für
Neuwagen fortsetzen. Bereits in
diesem Jahr hätten die Verbrau-
cher schon wieder deutlich
mehr Geld für neue Autos aus-
gegeben.

Studie: Deutsche geben so viel
für neue Autos aus wie nie

FRANKFURT/M. – Auch ein zuver-
sichtlicher Ausblick für die deut-
sche Wirtschaft hat die Anleger
am Aktienmarkt nicht hinter
dem Ofen hervorgelockt. Der
Dax notierte heute Mittag nahe-
zu unverändert. Händler warte-
ten unter anderem auf die Ent-
scheidungen der US-Notenbank.
Es gibt Spekulationen, dass die
Fed ihr Ankaufprogramm für
Staatsanleihen ausweitet.

GENF – Die Fluggesellschaften
weltweit rechnen in diesem Jahr
mit einem Rekordgewinn. Der
Branchenverband IATA
schraubte seine Prognose heute
erneut nach oben und schätzt
die Nettogewinne nun auf welt-
weit 15,1 Mrd. Dollar (11,4 Mrd.
Euro). 

Grund sei ein „außergewöhn-
lich starkes drittes Quartal“,

sagte IATA-Chef Giovanni Bisig-
nani in Genf. Die wirtschaft-
liche Erholung werde aber im
kommenden Jahr eine Pause
einlegen, warnte er. 2011 rechne
die IATA daher mit Gewinnen
von 9,1 Mrd. Dollar. Zudem blei-
be es bei einer unterschiedlich
starken Erholung: Die Airlines
in Europa schnitten schlechter
ab als die in anderen Regionen.
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Die Reform sieht bislang die
Anhebung der Sätze für Er-
wachsene auf 364 Euro monat-
lich vor. Für 2,3 Millionen be-
dürftige Kinder ist mit einem
Volumen von 700 Millionen
Euro pro Jahr ein Bildungs-
paket geplant, das Zuschüsse
für Schulmaterial, Mittagessen
und Freizeitaktivitäten enthält. 

BILDUNGSPAKET
FÜR KINDER

TBundesregierung und
Opposition wollen
schnell Kompromiss
aushandeln

BERLIN – Die Hartz-IV-Reform
wird aller Voraussicht nach im
Bundesrat am Freitag scheitern.
Das schwarz-gelb-grün regierte
Saarland werde sich bei der Ab-
stimmung enthalten, sagte eine
Sprecherin der Grünen-Frakti-
on nach einer Kabinettssitzung
in Saarbrücken. Erhöhte Regel-
sätze und neue Leistungen aus
dem Bildungspaktes können da-
mit nicht wie geplant ab 1. Janu-
ar gewährt werden. Nun soll der

Vermittlungsausschuss von
Bundestag und Bundesrat noch
vor Weihnachten erstmals zu-
sammenkommen, um einen
Kompromiss auszuhandeln. 

Der Bundestag hatte die Re-
gelungen am 3. Dezember mit
den Stimmen von Union und
FDP verabschiedet. SPD, Grüne
und Linksfraktion lehnten den
Gesetzentwurf ab. Die Jamaika-
Koalition in Saarbrücken muss
sich gemäß ihrer Koalitionsver-
einbarung im Bundesrat der
Stimme enthalten, weil die Grü-
nen die Reform ablehnen. Ohne
die drei Stimmen des Saarlan-
des haben Union und FDP je-
doch keine Mehrheit in der Län-
derkammer. „Am Freitag wird

das Gesetz abgelehnt“, sagte
der saarländische Grünen-Chef
Hubert Ulrich gestern – und
wies den Vorwurf der Blockade

zurück. „Die Mehrheit der Bun-
desländer stimmt dem Gesetz-
entwurf nicht zu. Wir wollen
die Leistungen für Kinder ver-
bessern“, betonte Ulrich, der
sich zudem für höhere Mindest-
sätze aussprach. 

Der Vermittlungsausschuss
könnte am Montag zu seiner
ersten Sitzung zusammenkom-
men. Dabei sollen Arbeitsgrup-
pen eingesetzt und ein Zeitrah-
men abgesteckt werden. Regie-
rung und Opposition wollen
rasch ein Ergebnis erzielen. Die
Verhandlungen könnten sich
trotzdem einige Wochen hin-
ziehen. SPD und Grüne pochen
vor allem auf mehr Bildungs-
leistungen für Kinder. Seite 4

Hartz-IV-Reform liegt auf Eis
Blockade im Bundesrat angekündigt. Empfänger müssen auf höhere Sätze warten

MÜNCHEN – Die deutschen Ver-
braucher können nach einer
Prognose von Konsumfor-
schern im kommenden Jahr mit
höheren Einkommen rechnen.
Im Schnitt steige ihre Kaufkraft
um 499 auf 19684 Euro, pro-
gnostizierte die Gesellschaft für
Konsumforschung (GfK) am
Dienstag in Nürnberg. Seite 19

Deutsche haben
2011 mehr Geld

ROM – Mit gewaltsamen Protes-
ten haben tausende Demons-
tranten in Italien auf die Siege
des umstrittenen Ministerpräsi-
denten Silvio Berlusconi bei ei-
nem doppelten Misstrauensvo-
ten reagiert. Sie zündeten in
Rom Autos an, zertrümmerten
Schaufenster und bewarfen Po-

lizisten mit Feuerwerkskör-
pern, Eiern und Farbbeuteln.
Die Polizei versuchte zunächst,
das Gebiet um das Parlament
abzuriegeln und setzte später
Tränengas gegen die Demons-
tranten ein. Die italienische Ta-
geszeitung „La Repubblica“ be-
richtete auf ihrer Website von

rund 40 Verletzten. In einigen
Straßen lagen am Abend dichte
Tränengas-Wolken, und zahlrei-
che Ladeninhaber schlossen
vorzeitig ihre Geschäfte. Die
Via del Corso in der Altstadt
war mit Pflastersteinen und
umgeworfenen Stühlen aus um-
liegenden Cafés übersät. Seite 6

Schwere Krawalle in Rom
Nach dem Sieg Berlusconis brennen Autos in Italiens Hauptstadt
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Ein unwirkliches Foto:
Wikileaks-Gründer Juli-
an Assange fährt in Lon-
don im Transporter zum
Haftprüfungstermin und
streckt die Finger zum
Victory-Zeichen. Repor-
ter haben ihn durch die
getönten Scheiben foto-
grafiert. Die Richter ent-
schieden: Gegen 280 000
Euro Kaution, die Promi-
nente zur Verfügung ge-
stellt haben, wird er frei-
gelassen. Aber die schwe-
dische Justiz, die den
Haftbefehl wegen Verge-
waltigung erwirkt hatte,
legte Berufung ein. Eine
Entscheidung soll binnen
48 Stunden fallen. Seite 7

Schillernde
Figur

„Es liegt am Spirit“
Sie verschwenden seit 30 Jahren ihre Jugend. Ein Interview
mit den Techno-Pionieren von DAF Kultur, Seite 8 
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Hartz-IV-Reform liegt auf Eis
Blockade im Bundesrat angekündigt. Empfänger müssen auf höhere Sätze warten

MÜNCHEN – Die deutschen Ver-
braucher können nach einer
Prognose von Konsumfor-
schern im kommenden Jahr mit
höheren Einkommen rechnen.
Im Schnitt steige ihre Kaufkraft
um 499 auf 19684 Euro, pro-
gnostizierte die Gesellschaft für
Konsumforschung (GfK) am
Dienstag in Nürnberg. Seite 19

Deutsche haben
2011 mehr Geld

ROM – Mit gewaltsamen Protes-
ten haben tausende Demons-
tranten in Italien auf die Siege
des umstrittenen Ministerpräsi-
denten Silvio Berlusconi bei ei-
nem doppelten Misstrauensvo-
ten reagiert. Sie zündeten in
Rom Autos an, zertrümmerten
Schaufenster und bewarfen Po-

lizisten mit Feuerwerkskör-
pern, Eiern und Farbbeuteln.
Die Polizei versuchte zunächst,
das Gebiet um das Parlament
abzuriegeln und setzte später
Tränengas gegen die Demons-
tranten ein. Die italienische Ta-
geszeitung „La Repubblica“ be-
richtete auf ihrer Website von

rund 40 Verletzten. In einigen
Straßen lagen am Abend dichte
Tränengas-Wolken, und zahlrei-
che Ladeninhaber schlossen
vorzeitig ihre Geschäfte. Die
Via del Corso in der Altstadt
war mit Pflastersteinen und
umgeworfenen Stühlen aus um-
liegenden Cafés übersät. Seite 6

Schwere Krawalle in Rom
Nach dem Sieg Berlusconis brennen Autos in Italiens Hauptstadt
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Ein unwirkliches Foto:
Wikileaks-Gründer Juli-
an Assange fährt in Lon-
don im Transporter zum
Haftprüfungstermin und
streckt die Finger zum
Victory-Zeichen. Repor-
ter haben ihn durch die
getönten Scheiben foto-
grafiert. Die Richter ent-
schieden: Gegen 280 000
Euro Kaution, die Promi-
nente zur Verfügung ge-
stellt haben, wird er frei-
gelassen. Aber die schwe-
dische Justiz, die den
Haftbefehl wegen Verge-
waltigung erwirkt hatte,
legte Berufung ein. Eine
Entscheidung soll binnen
48 Stunden fallen. Seite 7

Schillernde
Figur

„Es liegt am Spirit“
Sie verschwenden seit 30 Jahren ihre Jugend. Ein Interview
mit den Techno-Pionieren von DAF Kultur, Seite 8 
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DIETRICH ALEXANDER

D
as politische Erdbe-
ben kündigt sich mit
heftigen Warnstößen
an: Die britische Re-
gierung gibt vorsorg-
lich eine „DA-Notice“
(Defence Advisory

Notice) heraus. Das tut sie selten. Denn
die „DA-Notice“ ist die Bitte um eine In-
formationssperre wegen Gefährdung der
nationalen Sicherheit. Nicht islamisti-
sche Terroristen sind der Grund für Lon-
dons medienpolitische Notbremse, 
sondern das berühmt-berüchtigte Ent-
hüllungsportal Wikileaks.

Hunderttausende Geheimdokumente
will das Internetportal heute Abend ins
Netz stellen, peinliche bis entlarvende
Depeschen US-amerikanischer Diploma-
ten über die Politikerelite ihrer jeweili-
gen Gastländer sollen darunter sein, sehr
persönliche Einschätzungen, verletzend
bis diskriminierend. Das US-State-De-
partment ist in Aufruhr und seit Tagen
mit der diplomatischen Begrenzung des
politischen Flurschadens beschäftigt.
US-Außenministerin Hillary Rodham
Clinton telefoniert sich präventiv die
Finger wund.

Ihren chinesischen Amtskollegen Yang
Jiechi hat sie bereits gewarnt, wie Außen-
amtssprecher Philip Crowley bestätigte.
Er fügte an, die angekündigte Veröffentli-
chung diplomatischer Depeschen sei
„unverantwortlich“. „Die typischen Mit-
teilungen beschreiben Zusammenfassun-
gen von Treffen, Analysen von Ereignis-
sen in anderen Ländern und Protokolle
vertraulicher Gespräche mit Mitgliedern
anderer Regierungen“, sagte Crowley.
Mit deren Veröffentlichung würden „Le-
ben und Interessen“ der USA aufs Spiel
gesetzt. US-Diplomaten seien damit be-
schäftigt, weltweit Regierungen auf die
Veröffentlichungen vorzubereiten, be-
sonders in Großbritannien, Kanada, Aus-

tralien, Israel, Dänemark, in der Türkei,
im Irak und in Norwegen.

In Deutschland werden wir wohl
schon heute Abend erfahren, was die
ehemalige und die derzeitige US-Außen-
ministerin, Condoleezza Rice und Hillary
Clinton, wirklich von Bundeskanzlerin
Angela Merkel (CDU), vom SPD-Frakti-
onsvorsitzenden Frank-Walter-Steinmei-
er oder von Außenminister Guido Wes-
terwelle (FDP) hielten und halten. Be-
sonders positiv schneidet in den US-Dos-
siers dem Vernehmen nach Verteidi-
gungsminister Karl-Theodor zu Gutten-
berg (CSU) ab, andere Akteure der deut-
schen Außenpolitik hält man in Washing-
ton offenbar für Leichtgewichte.

Die israelische Zeitung „Haaretz“ spe-
kuliert bereits über unangenehme Wahr-
heiten zum Nahost-Friedensprozess, und
auch in der Türkei ist man nervös: Ver-
bindungen von staatlichen Stellen zum
islamistischen Terrornetzwerk al-Qaida
stehen womöglich vor der Aufdeckung.
Dazu peinliche Einschätzungen hoher
türkischer Politiker durch US-Diploma-
ten. US-Generalstabschef Mike Mullen
warnte Wikileaks davor, weitere geheime
Dokumente zu veröffentlichen. Dies sei
„extrem gefährlich“, sagte Mullen dem
US-Fernsehsender CNN. Er hoffe, dass
die Führung von Wikileaks an einen
Punkt käme, an dem sie über ihre Verant-
wortung für das Leben anderer nach-
dächte, die sie in Gefahr brächten.

Die Auswertung der Dokumentenkon-
volute hat die Redaktionen der beteilig-
ten Zeitungen und Magazine dieses Mal
wesentlich länger in Anspruch genom-
men als zuvor bei den Veröffentlichun-
gen zu den Kriegen in Afghanistan und
im Irak. Die Medien des Verbundes ha-
ben sich offenbar darauf verständigt, die
Unterlagen nicht vor heute Abend, 22.30
Uhr, online zu stellen. 

Die „undichte Stelle“, von der die Do-
kumente stammen, soll laut US-Quellen
bereits in Haft sein.

Internetplattform Wikileaks enthüllt heute
drei Millionen vertrauliche US-Dokumente.
Auch deutsche Politiker betroffen

Westliche
Welt zittert
vor Verrat

B rüssel will den Kampf gegen Men-
schenhandel und Zwangsprostituti-
on drastisch verschärfen. Die In-

nenkommissarin der Europäischen Union,
Cecilia Malmström, prangert angesichts
steigender Fallzahlen Versäumnisse in der
Gesetzgebung der Mitgliedstaaten an.
„Wir haben in Europa keine gemeinsamen
Standards, wie wir dieses Verbrechen
überhaupt definieren“, sagte Malmström
in einem Interview mit der „Welt am
Sonntag“. Den Opfern drohe nach sexuel-
ler Ausbeutung häufig die rasche Abschie-
bung. Eine EU-Vorschrift, die genau dies
verhindern soll, werde „viel zu wenig um-
gesetzt“, sagte Malmström.

Nach Angaben der europäischen Poli-
zeibehörde Europol ist der Menschen-
handel für die organisierte Kriminalität
mittlerweile das lukrativste Geschäft
nach dem Drogenhandel. Experten schät-
zen, dass jedes Jahr 120 000 Frauen und
Mädchen nach Westeuropa gelockt und
dann der Prostitution zugeführt werden.
Besonders verbreitet ist das Phänomen

in den reichen Mitgliedstaaten wie
Deutschland. Die Strafverfolgungsbehör-
den bemängeln seit Jahren, dass ihnen
eine gesetzliche Handhabe fehlt, effekti-
ver gegen Menschenhandel und Zwangs-
prostitution vorzugehen. Um das zu än-
dern, will Malmström von Januar an ei-
nen EU-Koordinator für den Kampf ge-
gen Menschenhandel einsetzen. Erst am
Mittwoch dieser Woche hat der EU-Rat
beschlossen, Täter härter zu bestrafen.

Nach jahrelangem Ringen hat sich auch
die deutsche Innenministerkonferenz auf
einen Beschluss verständigt. Sie will unter
anderem Erlaubnispflichten für Bordelle
schaffen, eine Überprüfung der Straf-
rechtsvorschriften und eindeutige Krite-
rien, anhand derer sich legale Prostitution
und Zwangsprostitution unterscheiden
lassen. Die Länderminister bitten die Bun-
desregierung, die Initiative bei der Geset-
zesverschärfung zu übernehmen.

Lesen Sie im Titelthema die Geschich-
te eines zwangsprostituierten Mädchens.

Titelthema Seiten 17 bis 21

JAN DAMS UND JAN HILDEBRAND

BERLIN – Die Diskussion um eine Vergrö-
ßerung des Euro-Rettungsschirms stra-
paziert zunehmend die deutsche Hilfsbe-
reitschaft. Führende Politiker der
schwarz-gelben Koalition haben vor wei-
teren Belastungen gewarnt. „Es kann
nicht sein, dass die Steuerzahler für
Strukturprobleme in verschiedenen eu-
ropäischen Staaten ständig aufkommen
und ins Risiko gehen“, sagte der finanz-
politische Sprecher der Unionsfraktion,
Leo Dautzenberg (CDU), der „Welt am
Sonntag“. Es sei „wagemutig, bereits
heute von einem Aufstocken des Schutz-
schirms zu reden, ohne den Bundestag
einzubinden“.

Dautzenberg reagierte damit auf eine
Äußerung von Bundesbank-Chef Axel
Weber, der eine Erhöhung ins Spiel ge-
bracht hatte. In der EU-Kommission
wird sogar über eine Verdoppelung des
750 Milliarden Euro schweren Rettungs-
schirms nachgedacht. Deutschland trägt
an dem Hilfsmechanismus, der von der
Pleite bedrohte Staaten mit Bürgschaften
stützen soll, den größten Anteil. 

Die FDP lehnt einen größeren Ret-
tungsschirm ab. „Das führt zu einer Trans-
ferunion, da machen wir nicht mit“, sagte
Volker Wissing, finanzpolitischer Sprecher
der FDP-Fraktion. Jedes Land müsse für
seine Schulden selbst verantwortlich blei-
ben. „Daran halten wir eisern fest.“ In ei-
ner Transferunion müssen die starken die
schwachen EU-Staaten unterstützen, ähn-
lich wie beim Länderfinanzausgleich der
Bundesrepublik. Im Extremfall würde das
Deutschland 260 Milliarden Euro jährlich
kosten, hat der Ökonom Kai Konrad vom
Max-Planck-Institut in München für die
„Welt am Sonntag“ berechnet.

Statt eines unbegrenzten Schutz-
schirms schlägt die Bundesregierung ei-
nen permanenten Krisenmechanismus
vor, der auch eine finanzielle Beteiligung
von privaten Gläubigern bei möglichen
Staatspleiten beinhaltet. Banken müssten
dann auf einen Teil ihrer Forderungen
verzichten. „Das durchbricht den gegen-
wärtigen Teufelskreis und schafft klare
Bedingungen“, sagte Unionsfraktionsvize
Michael Meister. Auch liege „darin das
gebotene Signal gegen eine Transferuni-
on“. Der Druck auf Bundeskanzlerin An-
gela Merkel steigt: In der Koalition wird
gefordert, dass sie eine weitgehende Be-
teiligung von Gläubigern durchsetzt. Da-
gegen aber regt sich in der EU Wider-
stand. Selbst mit dem bisherigen Euro-
Verbündeten Frankreich ist sich die Re-
gierung in Detailfragen nicht einig. 

Deutschland
kommt bei der 
Euro-Rettung an
Schmerzgrenze

Wirtschaft S. 33–37, Debatte S. 15

ANZEIGE ANZEIGE

Damit der Staat das Sportwettenmono-
pol behalten darf, muss er künftig ge-
gen die Suchtrisiken aller Glücksspiele

streng vorgehen. Das Bundesverwaltungsge-
richt ließ bei dieser jüngsten Entscheidung
aber offen, wer beim Lotto stärker von Abhän-
gigkeit betroffen ist: die Spieler oder der Fi-
nanzminister. Die Regierung wird nun jeden-
falls den Drogenring „6 aus 49“ ins Visier neh-
men, zumal es dort anscheinend nur um Geld geht.

Der Innenminister warnt die Bevölkerung: Das Ri-
siko eines Millionengewinns sei für jeden Einzelnen
sogar noch größer als das, einem Terroranschlag
zum Opfer zu fallen. Um Dosis und Gefährdung zu
verringern, werden fortan nur noch einstellige Zah-
len gezogen. Diese legt der Koalitionsausschuss so
fest, dass eine Abschreckung gewährleistet ist. Nach

dem Hanf-Abkömmling „Pot“ wird nun auch
das Suchtmittel „Jackpot“ verboten. Gleichzei-
tig bekommen die Bürger durch eine Steuerre-
form die Chance, ihr Geld dem Staat noch ein-
facher, ohne demütigende Prozeduren wie An-
stehen und Ankreuzen übergeben zu können.
Die Grünen drängen auf mehr Bürgerbeteili-
gung bei der Ziehung der Lottozahlen. Im
Streitfall möge Heiner Geißler entscheiden, ob

man die 6 auch als angetüterte 9 gelten lassen könne
oder die Kugeln verpixeln müsse. Der Gesundheits-
minister widerspricht indes der Auffassung, dass es
auch ein verdammtes Glücksspiel sei, schnell einen
Termin beim Chiropraktiker zu bekommen. Nein,
dieser Hauptgewinn bleibe gottlob nicht dem Zufall
überlassen, sondern Resultat einer vernunftgeleite-
ten Abwägung: privat oder Kasse? André Mielke

Mehr Bürgerbeteiligung bei Lottoziehung

B 3,50 ¤ • GR 4,00 ¤ • A 3,50 ¤ • CZ 150 czk • NL 3,50 ¤
GB 3,50 GBP • MA 50 MAD • DK 32,00 dkr • IRL 4,50 ¤
ZA 70,00 SAR • P 4,00 ¤ (Cont.) • I 4,00 ¤ • E 4,00 ¤ /
I. C. 4,20 ¤ • F 4,20 ¤ • L 3,50 ¤ • PL 19 PLZ TN 6,50 TD
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Herr
Palmer,

allen Respekt!
Hätten Sie nicht
Lust, bei uns
anzufangen?“
Bahn-Vorstand Volker Kefer zum
Vertreter der Stuttgart-21-Gegner, 
Boris Palmer, nach dessen Vortrag 
zu Fahrplan-Engpässen 
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Tausende junge Frauen wie Yamina, 15, 
suchen in Deutschland ihr Glück – und
werden zur Prostitution gezwungen

Die Geschichte
eines

Wegwerfmädchens

Magath zurück
im Tal der
Tränen Seite 29
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DIETRICH ALEXANDER

D
as politische Erdbe-
ben kündigt sich mit
heftigen Warnstößen
an: Die britische Re-
gierung gibt vorsorg-
lich eine „DA-Notice“
(Defence Advisory

Notice) heraus. Das tut sie selten. Denn
die „DA-Notice“ ist die Bitte um eine In-
formationssperre wegen Gefährdung der
nationalen Sicherheit. Nicht islamisti-
sche Terroristen sind der Grund für Lon-
dons medienpolitische Notbremse, 
sondern das berühmt-berüchtigte Ent-
hüllungsportal Wikileaks.

Hunderttausende Geheimdokumente
will das Internetportal heute Abend ins
Netz stellen, peinliche bis entlarvende
Depeschen US-amerikanischer Diploma-
ten über die Politikerelite ihrer jeweili-
gen Gastländer sollen darunter sein, sehr
persönliche Einschätzungen, verletzend
bis diskriminierend. Das US-State-De-
partment ist in Aufruhr und seit Tagen
mit der diplomatischen Begrenzung des
politischen Flurschadens beschäftigt.
US-Außenministerin Hillary Rodham
Clinton telefoniert sich präventiv die
Finger wund.

Ihren chinesischen Amtskollegen Yang
Jiechi hat sie bereits gewarnt, wie Außen-
amtssprecher Philip Crowley bestätigte.
Er fügte an, die angekündigte Veröffentli-
chung diplomatischer Depeschen sei
„unverantwortlich“. „Die typischen Mit-
teilungen beschreiben Zusammenfassun-
gen von Treffen, Analysen von Ereignis-
sen in anderen Ländern und Protokolle
vertraulicher Gespräche mit Mitgliedern
anderer Regierungen“, sagte Crowley.
Mit deren Veröffentlichung würden „Le-
ben und Interessen“ der USA aufs Spiel
gesetzt. US-Diplomaten seien damit be-
schäftigt, weltweit Regierungen auf die
Veröffentlichungen vorzubereiten, be-
sonders in Großbritannien, Kanada, Aus-

tralien, Israel, Dänemark, in der Türkei,
im Irak und in Norwegen.

In Deutschland werden wir wohl
schon heute Abend erfahren, was die
ehemalige und die derzeitige US-Außen-
ministerin, Condoleezza Rice und Hillary
Clinton, wirklich von Bundeskanzlerin
Angela Merkel (CDU), vom SPD-Frakti-
onsvorsitzenden Frank-Walter-Steinmei-
er oder von Außenminister Guido Wes-
terwelle (FDP) hielten und halten. Be-
sonders positiv schneidet in den US-Dos-
siers dem Vernehmen nach Verteidi-
gungsminister Karl-Theodor zu Gutten-
berg (CSU) ab, andere Akteure der deut-
schen Außenpolitik hält man in Washing-
ton offenbar für Leichtgewichte.

Die israelische Zeitung „Haaretz“ spe-
kuliert bereits über unangenehme Wahr-
heiten zum Nahost-Friedensprozess, und
auch in der Türkei ist man nervös: Ver-
bindungen von staatlichen Stellen zum
islamistischen Terrornetzwerk al-Qaida
stehen womöglich vor der Aufdeckung.
Dazu peinliche Einschätzungen hoher
türkischer Politiker durch US-Diploma-
ten. US-Generalstabschef Mike Mullen
warnte Wikileaks davor, weitere geheime
Dokumente zu veröffentlichen. Dies sei
„extrem gefährlich“, sagte Mullen dem
US-Fernsehsender CNN. Er hoffe, dass
die Führung von Wikileaks an einen
Punkt käme, an dem sie über ihre Verant-
wortung für das Leben anderer nach-
dächte, die sie in Gefahr brächten.

Die Auswertung der Dokumentenkon-
volute hat die Redaktionen der beteilig-
ten Zeitungen und Magazine dieses Mal
wesentlich länger in Anspruch genom-
men als zuvor bei den Veröffentlichun-
gen zu den Kriegen in Afghanistan und
im Irak. Die Medien des Verbundes ha-
ben sich offenbar darauf verständigt, die
Unterlagen nicht vor heute Abend, 22.30
Uhr, online zu stellen. 

Die „undichte Stelle“, von der die Do-
kumente stammen, soll laut US-Quellen
bereits in Haft sein.

Internetplattform Wikileaks enthüllt heute
drei Millionen vertrauliche US-Dokumente.
Auch deutsche Politiker betroffen

Westliche
Welt zittert
vor Verrat

B
rüssel will den Kampf gegen Men-
schenhandel und Zwangsprostituti-
on drastisch verschärfen. Die In-

nenkommissarin der Europäischen Union,
Cecilia Malmström, prangert angesichts
steigender Fallzahlen Versäumnisse in der
Gesetzgebung der Mitgliedstaaten an.
„Wir haben in Europa keine gemeinsamen
Standards, wie wir dieses Verbrechen
überhaupt definieren“, sagte Malmström
in einem Interview mit der „Welt am
Sonntag“. Den Opfern drohe nach sexuel-
ler Ausbeutung häufig die rasche Abschie-
bung. Eine EU-Vorschrift, die genau dies
verhindern soll, werde „viel zu wenig um-
gesetzt“, sagte Malmström.

Nach Angaben der europäischen Poli-
zeibehörde Europol ist der Menschen-
handel für die organisierte Kriminalität
mittlerweile das lukrativste Geschäft
nach dem Drogenhandel. Experten schät-
zen, dass jedes Jahr 120 000 Frauen und
Mädchen nach Westeuropa gelockt und
dann der Prostitution zugeführt werden.
Besonders verbreitet ist das Phänomen

in den reichen Mitgliedstaaten wie
Deutschland. Die Strafverfolgungsbehör-
den bemängeln seit Jahren, dass ihnen
eine gesetzliche Handhabe fehlt, effekti-
ver gegen Menschenhandel und Zwangs-
prostitution vorzugehen. Um das zu än-
dern, will Malmström von Januar an ei-
nen EU-Koordinator für den Kampf ge-
gen Menschenhandel einsetzen. Erst am
Mittwoch dieser Woche hat der EU-Rat
beschlossen, Täter härter zu bestrafen.

Nach jahrelangem Ringen hat sich auch
die deutsche Innenministerkonferenz auf
einen Beschluss verständigt. Sie will unter
anderem Erlaubnispflichten für Bordelle
schaffen, eine Überprüfung der Straf-
rechtsvorschriften und eindeutige Krite-
rien, anhand derer sich legale Prostitution
und Zwangsprostitution unterscheiden
lassen. Die Länderminister bitten die Bun-
desregierung, die Initiative bei der Geset-
zesverschärfung zu übernehmen.

Lesen Sie im Titelthema die Geschich-
te eines zwangsprostituierten Mädchens.

Titelthema Seiten 17 bis 21

JAN DAMS UND JAN HILDEBRAND

BERLIN – Die Diskussion um eine Vergrö-
ßerung des Euro-Rettungsschirms stra-
paziert zunehmend die deutsche Hilfsbe-
reitschaft. Führende Politiker der
schwarz-gelben Koalition haben vor wei-
teren Belastungen gewarnt. „Es kann
nicht sein, dass die Steuerzahler für
Strukturprobleme in verschiedenen eu-
ropäischen Staaten ständig aufkommen
und ins Risiko gehen“, sagte der finanz-
politische Sprecher der Unionsfraktion,
Leo Dautzenberg (CDU), der „Welt am
Sonntag“. Es sei „wagemutig, bereits
heute von einem Aufstocken des Schutz-
schirms zu reden, ohne den Bundestag
einzubinden“.

Dautzenberg reagierte damit auf eine
Äußerung von Bundesbank-Chef Axel
Weber, der eine Erhöhung ins Spiel ge-
bracht hatte. In der EU-Kommission
wird sogar über eine Verdoppelung des
750 Milliarden Euro schweren Rettungs-
schirms nachgedacht. Deutschland trägt
an dem Hilfsmechanismus, der von der
Pleite bedrohte Staaten mit Bürgschaften
stützen soll, den größten Anteil. 

Die FDP lehnt einen größeren Ret-
tungsschirm ab. „Das führt zu einer Trans-
ferunion, da machen wir nicht mit“, sagte
Volker Wissing, finanzpolitischer Sprecher
der FDP-Fraktion. Jedes Land müsse für
seine Schulden selbst verantwortlich blei-
ben. „Daran halten wir eisern fest.“ In ei-
ner Transferunion müssen die starken die
schwachen EU-Staaten unterstützen, ähn-
lich wie beim Länderfinanzausgleich der
Bundesrepublik. Im Extremfall würde das
Deutschland 260 Milliarden Euro jährlich
kosten, hat der Ökonom Kai Konrad vom
Max-Planck-Institut in München für die
„Welt am Sonntag“ berechnet.

Statt eines unbegrenzten Schutz-
schirms schlägt die Bundesregierung ei-
nen permanenten Krisenmechanismus
vor, der auch eine finanzielle Beteiligung
von privaten Gläubigern bei möglichen
Staatspleiten beinhaltet. Banken müssten
dann auf einen Teil ihrer Forderungen
verzichten. „Das durchbricht den gegen-
wärtigen Teufelskreis und schafft klare
Bedingungen“, sagte Unionsfraktionsvize
Michael Meister. Auch liege „darin das
gebotene Signal gegen eine Transferuni-
on“. Der Druck auf Bundeskanzlerin An-
gela Merkel steigt: In der Koalition wird
gefordert, dass sie eine weitgehende Be-
teiligung von Gläubigern durchsetzt. Da-
gegen aber regt sich in der EU Wider-
stand. Selbst mit dem bisherigen Euro-
Verbündeten Frankreich ist sich die Re-
gierung in Detailfragen nicht einig. 

Deutschland
kommt bei der 
Euro-Rettung an
Schmerzgrenze

Wirtschaft S. 33–37, Debatte S. 15

ANZEIGE ANZEIGE

D
amit der Staat das Sportwettenmono-
pol behalten darf, muss er künftig ge-
gen die Suchtrisiken aller Glücksspiele

streng vorgehen. Das Bundesverwaltungsge-
richt ließ bei dieser jüngsten Entscheidung
aber offen, wer beim Lotto stärker von Abhän-
gigkeit betroffen ist: die Spieler oder der Fi-
nanzminister. Die Regierung wird nun jeden-
falls den Drogenring „6 aus 49“ ins Visier neh-
men, zumal es dort anscheinend nur um Geld geht.

Der Innenminister warnt die Bevölkerung: Das Ri-
siko eines Millionengewinns sei für jeden Einzelnen
sogar noch größer als das, einem Terroranschlag
zum Opfer zu fallen. Um Dosis und Gefährdung zu
verringern, werden fortan nur noch einstellige Zah-
len gezogen. Diese legt der Koalitionsausschuss so
fest, dass eine Abschreckung gewährleistet ist. Nach

dem Hanf-Abkömmling „Pot“ wird nun auch
das Suchtmittel „Jackpot“ verboten. Gleichzei-
tig bekommen die Bürger durch eine Steuerre-
form die Chance, ihr Geld dem Staat noch ein-
facher, ohne demütigende Prozeduren wie An-
stehen und Ankreuzen übergeben zu können.
Die Grünen drängen auf mehr Bürgerbeteili-
gung bei der Ziehung der Lottozahlen. Im
Streitfall möge Heiner Geißler entscheiden, ob

man die 6 auch als angetüterte 9 gelten lassen könne
oder die Kugeln verpixeln müsse. Der Gesundheits-
minister widerspricht indes der Auffassung, dass es
auch ein verdammtes Glücksspiel sei, schnell einen
Termin beim Chiropraktiker zu bekommen. Nein,
dieser Hauptgewinn bleibe gottlob nicht dem Zufall
überlassen, sondern Resultat einer vernunftgeleite-
ten Abwägung: privat oder Kasse? André Mielke

Mehr Bürgerbeteiligung bei Lottoziehung
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Herr
Palmer,

allen Respekt!
Hätten Sie nicht
Lust, bei uns
anzufangen?“
Bahn-Vorstand Volker Kefer zum
Vertreter der Stuttgart-21-Gegner, 
Boris Palmer, nach dessen Vortrag 
zu Fahrplan-Engpässen 
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Tausende junge Frauen wie Yamina, 15, 
suchen in Deutschland ihr Glück – und
werden zur Prostitution gezwungen

Die Geschichte
eines

Wegwerfmädchens

Magath zurück
im Tal der
Tränen Seite 29
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D ie Afghanistan-Reise
von Bildschirmprä-
senzverteidigungs-

minister Karl-Theodor zu
Guttenberg nebst Freifrau
Stephanie von RTL II und
Johannes von Kerner hat her-
be Kritik bei allen ausgelöst,
die nicht mitkommen durften.
Es war jedenfalls eine brillante
Idee, eine Kerner-Show in
Afghanistan aufzuzeichnen,
einem Land, das Katastrophen
gewohnt ist. Friedensorganisa-
tionen protestierten: Eine so
furchtbare Laberwaffe dürfe
man selbst gegen Taliban
nicht einsetzen. Doch der
Erfolg ist schon jetzt sichtbar.
Noch vor Beendigung von
Kerners Einschaltquoten-
kampfeinsatz sollen mehr als
100 Taliban ihre Waffen abge-
geben haben. RTL will jetzt
mit Mario Barth, einer der
schrecklichsten Witzkanonen,
auf Taliban-Jagd gehen, wäh-
rend bei ARD und ZDF Beck-
mann, Plasberg, Lanz, Illner,
Maischberger und Will die
Terroristen zur Aufgabe bewe-
gen sollen. Sollte das alles
noch nicht genug sein, dann
muss der MDR die fanatischen
Islamisten mit Florian Silber-
eisen in die Knie zwingen, der
am Hindukusch das „Be-
schneidungsfest der Volks-
musik“ veranstalten wird.

Zippert zappt

Feuilleton
Die Guttenbergs
verändern Politik

und Stil
Seite 23

Forum
US-Diplomat

Richard Holbrooke
gestorben
Seiten 2 und 6

Wirtschaft
Hartes Urteil für
Zeitarbeitsfirmen

Seite 9

Dax
Leichtes Minus

Seite 15

THEMEN

W ieder einmal ist Silvio Ber-
lusconi dem politischen
Tod von der Schippe ge-

sprungen – im allerletzten Moment.
Angesichts der Knappheit dieses Sie-
ges ist man geneigt, von einem Pyr-
rhussieg zu sprechen. Seine Mehrheit
im Abgeordnetenhaus ist von mehr als
30 auf zwei, drei Stimmen ge-
schrumpft – keine gute Vorausset-
zung, um das reformbedürftige, doch
widerborstige Land in diesen wirt-
schafts- und europapolitisch so
schwankenden Zeiten sicher zu regie-
ren. Aber das ist gerade das Besondere
an dem Ausnahme-Anti-Politiker Ber-
lusconi: Die Gesetze der politischen
Gravitation scheinen für ihn nicht zu
gelten. Seine geradezu physische Ver-
liebtheit in den Erfolg hat etwas An-
steckendes. Auch wenn die Luft für
Berlusconi dünner geworden ist, soll-
ten seine Gegner nicht auf das schnel-
le Ende des Cavaliere setzen.

Dessen Sieg ist die Niederlage sei-
nes neuen Gegenspielers Gianfranco
Fini, der anderthalb Jahrzehnte lang
treu an der Seite Berlusconis gestan-
den hat. Zumindest im ersten Anlauf
gelang es ihm nicht, rechts von der
Mitte eine stabile Fraktion zu etablie-
ren, die Berlusconis – vorsichtig aus-
gedrückt – freihändigen Umgang mit
Gesetz und Institutionen nicht mehr
mitträgt. Der Ministerpräsident hat
gewonnen – das Mitte-rechts-Lager
aber hat sich als nicht fähig zur
Selbstkorrektur erwiesen. Berlusconis
Ein-Mann-Programm wird einfach
weiter gesendet. Das hat zwei Seiten.

Vor 16 Jahren war Berlusconi mit
dem Versprechen in die politische Are-
na eingebrochen, endlich klare politi-
sche Verhältnisse zu schaffen. Er wollte
dem bürgerlichen Lager eine moderne
politische Gestalt geben, wollte die –
nur für Touristen mitunter liebenswer-
ten – Verkrustungen Italiens aufbre-
chen und die bisher klientelistisch ver-
hedderte Politik zur Dienerin des Ge-
meinwohls machen. Kurz, er wollte Ita-
lien eine liberalbürgerliche Verfassung
geben. Damit ist er restlos gescheitert.
Das Land ist heute institutionell ge-
nauso unreformiert wie 1994. Seine
Vergangenheit will nicht vergehen.

Doch das macht, so paradox es klin-
gen mag, seinen Erfolg noch strahlen-
der. Er hat eine gewaltige Fülle von
Skandalen und Angriffen überstanden,
die einem anderen Kaliber schon auf
den ersten Metern das politische Ende
beschert hätte. Nicht einmal der
sichtbare Misserfolg, nicht einmal die
offenkundige Tatsache, dass er stets
viel versprochen und immer wenig ge-
halten hat, konnten seinem Nimbus
etwas anhaben. Die Traumsicherheit,
die ihm half, nicht unterzugehen, hat
etwas Wunderhaftes. Im Umkehr-
schluss heißt das aber: Leuchtet sein
Stern einmal nicht mehr, dann werden
die Italiener in einem wüsten Land er-
wachen, in dem sich die Müllberge
unerledigter Aufgaben türmen.

KO M M E N TA R

Teurer Sieg
des Cavaliere

thomas.schmid@welt.de

T H O M A S  S C H M I D

BERLIN/SAARBRÜCKEN – Die von der
Bundesregierung geplante Hartz-IV-
Reform wird voraussichtlich im Bun-
desrat scheitern. Die saarländische
Landesregierung aus CDU, FDP und
Grünen beschloss bei einer Kabinetts-
sitzung in Saarbrücken offiziell, sich
bei der Abstimmung am Freitag zu
enthalten. Ohne das Saarland gibt es
in der Länderkammer keine Mehrheit
für die Reform, die eigentlich Anfang
2011 in Kraft treten soll.

Ausschlaggebend für die Enthal-
tung der saarländischen Jamaikakoali-
tion ist das Nein der Grünen zu der
Reform. Der Koalitionsvertrag von
CDU, FDP und Grünen sieht vor, dass
sich die Landesregierung bei Uneinig-
keit der drei Partner im Bundesrat der
Stimme enthält. Nach dem erwarteten
Scheitern der Hartz-IV-Reform soll
der Vermittlungsausschuss von Bun-
destag und Bundesrat bereits am
kommenden Montag tagen. Das Ver-
fahren kann sich einige Wochen hin-
ziehen, die Reform kann vermutlich
erst im Februar in Kraft treten.

Bericht Seite 4

Reform von
Hartz IV 
liegt auf Eis
Im Bundesrat stimmt
das Saarland nicht zu

SASCHA LEHNARTZ
PARIS

Folgende Sofortmaßnahmen wurden gegen den Winter
beschlossen: vorerst keine. Bleiben Sie trotzdem wachsam.
Laut Wettervorhersage könnte es noch richtig dicke kom-

men. So lautete – grob zusammengefasst – die Ansage des franzö-
sischen Premierministers François Fillon, nachdem sich seine
Regierung in Paris auf einer Sondersitzung mit den Folgen dessen
befasst hatte, was auf Französisch „la pagaille“ heißt: „La pagail-
le“ ist der große Schlamassel, den der Winter, der vergangene
Woche vollkommen überraschend über Frankreich hereinbrach,
verursacht hatte. Just in jenem Moment, als Innenminister Brice
Hortefeux verkündet hatte, es gebe keinen „Schlamassel“, steck-
ten Hunderte von französischen Autofahrern mitten in einem
solchen, und zwar in einem ziemlich großen. Es waren sage und
schreibe elf („onze“) Zentimeter Schnee gefallen. Der rudimentär

vorhandene Räumdienst kapitulierte umgehend angesichts der
weißen Hölle, die man in diesem Ausmaß im Großraum Paris seit
1987 nicht mehr gesehen hatte.

So etwas werde nicht wieder vorkommen, gelobt die Regierung
nun. Wie man Schneemassen künftig in den Griff bekommen
will, lässt sie jedoch vorsichtshalber offen. Spötter schlagen des-
halb vor, sämtliche Mitarbeiter der Räumdienste zum Praktikum
nach Quebec zu schicken. In puncto Winter unterliegt Frankreich
einer eigenartigen Selbsttäuschung: Die Bewohner der nördlichen
Hälfte des Landes tun jedes Jahr so, als lebten auch sie am Mit-
telmeer. Winter, finden Franzosen, sei eigentlich nur etwas für
Nordeuropäer. Sollen die sich doch Winterreifen aufziehen,
Streusalzvorräte anlegen und unförmige Hüttenschuhe tragen.
Im Durchschnitt 23 Jahre lang geht diese Realitätsverweigerung
gut. Aber dann erinnert eine humorlose Kaltfront die Pariser
daran, in welcher Klimazone sie eigentlich leben. So wie jetzt
gerade. Prompt stecken alle in der „pagaille“. Auf Sommerreifen. 

Paris liegt nicht am Mittelmeer
Frankreich wundert sich über den Schnee. Die Regierung schimpft und ist ratlos 
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ROM – Der angeschlagene italienische
Regierungschef Silvio Berlusconi
bleibt auch ohne sichere parlamenta-
rische Mehrheit im Amt. Mit nur drei
Stimmen Vorsprung wehrte er einen
Misstrauensantrag der Opposition äu-
ßerst knapp ab. Bei der Abstimmung
sprachen ihm in der Abgeordneten-
kammer in Rom 311 Parlamentarier
das Misstrauen aus, 314 votierten für
ihn. Begleitet wurde sein Sieg von
schweren Krawallen im Herzen von
Rom. Hunderte Berlusconi-Gegner
und Autonome randalierten im Zen-
trum, warfen Schaufenster ein, setz-
ten Autos in Brand und gruben Steine
aus dem historischen Pflaster der Pi-
azza del Popolo. Mindestens 40 Men-
schen wurden bei den Ausschreitun-
gen verletzt. Derweil begrüßten die
Anhänger Berlusconis das Abstim-
mungsergebnis. Zahlreiche Abgeord-
nete schwenkten die italienische Tri-
kolore-Flagge. Andere forderten in
Sprechchören den Rücktritt von Ab-
geordnetenhauspräsident Gianfranco
Fini – dem größten Herausforderer
von Berlusconi. 

Siehe Kommentar

Berlusconi
bleibt an der
Macht
Straßenschlachten nach
der Abstimmung

Nachrichten rund um die Uhr –
schnell und aktuell

US-Senator Bernhard Sanders
hat sich mit einer neun Stunden
langen Ansprache in die Annalen
des US-Oberhauses eingetragen.
Warum der Politiker aus Ver-
mont so lange redete, erklärt
„Welt“-Autor Uwe Schmitt, ex-
klusiv für die iPad- und iPhone-
Apps der WELT. 
Die Apps können heruntergeladen
werden unter welt.de/iphone-app
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T Kaufkraft soll 2011 um 499 Euro
steigen. Nach der Zurückhaltung
in der Krise werden die
kommenden Tarifabschlüsse hoch
ausfallen

TOBIAS KAISER
BERLIN

D er Euro schwächelt, die Peri-
pherieländer ächzen unter
ihrer Schuldenlast, und in
Brüssel wird am Donnerstag
darüber entschieden, ob der

Euro-Raum zur Transferunion wird. Die
Bundesbürger ficht das offenbar nicht an;
die Ausgaben der Verbraucher steigen seit
Monaten, und Ökonomen gehen davon aus,
dass der private Konsum im kommenden
Jahr einer der Haupttreiber der Konjunktur
sein wird. Nach dem häufig beschworenen
Wunder auf dem Arbeitsmarkt steht offen-
bar die große Konsumüberraschung bevor.

Ökonomen erwarten, dass vor allem die
gute Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt
und steigende Löhne den privaten Ver-
brauch ankurbeln werden. Im November
ist die Arbeitslosigkeit im 17. Monat in Fol-
ge zurückgegangen, und Ökonomen erwar-
ten, dass diese Entwicklung anhält: Das
Ifo-Institut rechnet damit, dass die Zahl
der Arbeitslosen im kommenden Jahr um

Tatsächlich sieht es so aus, als könne
eintreten, worauf Ökonomen seit zehn
Jahren warten: Dass der private Konsum in
Deutschland wieder steigt. Auch die Euro-
Krise kann daran offenbar wenig ändern:
„Die Euro-Krise beeinflusst die Verbrau-
cher im Moment wenig“, sagt Alexander
Koch, Volkswirt bei der Bank UniCredit.
„Die Verbraucher bekommen die Diskus-
sionen mit, aber das ist für sie sehr ab-
strakt und wenig greifbar. Die Situation auf
dem Arbeitsmarkt hat einen viel höheren
Einfluss auf den Verbrauch.“ Das gilt auch
für die Unternehmen, wo die Stimmung
im Moment ebenfalls hervorragend ist.
Auch der ZEW-Index, der die Konjunktur-
erwartungen von Finanzexperten misst, ist
im Dezember trotz der Euro-Krise wieder
stark gestiegen.

In Berlin stieg derweil die Nervosität vor
dem Treffen der europäischen Staats- und
Regierungschefs Ende der Woche. Man leh-
ne eine Aufstockung des Euro-Rettungs-
schirms weiterhin ab, wurde in Regierungs-
kreisen betont. Auch gemeinsame Euroan-
leihen werde es nicht geben. Beides stehe in
Brüssel nicht auf Tagesordnung. Und es
werde sicher keine entsprechenden Be-
schlüsse geben, hieß es. Kurz zuvor hatte
der Chef der Europäischen Zentralbank,
Jean-Claude Trichet, erneut eine Auswei-
tung des Euro-Hilfsmechanismus ins Spiel
gebracht.

Seiten 3, 4, 5 und 10 

Bei der Kaufkraft, die von der GfK berech-
net wird, handelt es sich um die Summe
aller Nettoeinkünfte der Bevölkerung.
Dazu gehören die Einkommen von Selbst-
ständigen und Angestellten, aber auch
Zinsen, Dividenden und staatliche Trans-
ferzahlungen wie Arbeitslosengeld, Kinder-
geld und Renten. Basis der Berechnung sind
unter anderem die Statistiken zu Löhnen
und Einkommensteuer und die Prognosen
der Wirtschaftsinstitute. Die GfK erwartet,
dass die Kaufkraft der Gesamtbevölkerung
2011 größer als eine Billion Euro ist; ins-
gesamt 1610,2 Mrd. Euro. Jeder Bundes-
bürger verfügt damit im kommenden Jahr
über 19 684 Euro, die er für Miete, Essen
und Konsum ausgeben oder sparen kann.

WAS IST DIE KAUFKRAFT?

Euro-Krise lässt deutsche
Verbraucher kalt
Trotz der großen Angst um die Stabilität der Währung, kurbelt
der private Konsum in Deutschland die Wirtschaft an

300 000 auf unter drei Millionen im Jah-
resschnitt sinken wird. Auch die Löhne
werden 2011 steigen, nachdem die Gewerk-
schaften sich bei den letzten Lohnverhand-
lungen in der Krise zurückgehalten hatten.
Beim jüngsten Tarifabschluss in der Stahl-
branche gab es bereits ein sattes Plus von
3,6 Prozent. Das Marktforschungsinstitut
GfK rechnet deshalb damit, dass die Kauf-
kraft der Bundesbürger im kommenden
Jahr um 499 Euro steigen wird. 

Ein unwirkliches Foto: Wikileaks-Gründer Julian Assange fährt in
London im Gefangenentransporter zum Haftprüfungstermin. Die
Reporter haben ihn durch die getönten Scheiben fotografiert. Die
Richter entschieden: Gegen 280 000 Euro Kaution, die Prominente

zur Verfügung gestellt haben, wird er freigelassen. Aber die schwe-
dische Justiz, die den Haftbefehl wegen Vergewaltigung erwirkt
hatte, legte Berufung ein. Jetzt muss die nächste Instanz entschei-
den, das kann noch 48 Stunden dauern. Kopfnoten Seite 3, Seite 6
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D
ie Afghanistan-Reise
von Bildschirmprä-
senzverteidigungs-

minister Karl-Theodor zu
Guttenberg nebst Freifrau
Stephanie von RTL II und
Johannes von Kerner hat her-
be Kritik bei allen ausgelöst,
die nicht mitkommen durften.
Es war jedenfalls eine brillante
Idee, eine Kerner-Show in
Afghanistan aufzuzeichnen,
einem Land, das Katastrophen
gewohnt ist. Friedensorganisa-
tionen protestierten: Eine so
furchtbare Laberwaffe dürfe
man selbst gegen Taliban
nicht einsetzen. Doch der
Erfolg ist schon jetzt sichtbar.
Noch vor Beendigung von
Kerners Einschaltquoten-
kampfeinsatz sollen mehr als
100 Taliban ihre Waffen abge-
geben haben. RTL will jetzt
mit Mario Barth, einer der
schrecklichsten Witzkanonen,
auf Taliban-Jagd gehen, wäh-
rend bei ARD und ZDF Beck-
mann, Plasberg, Lanz, Illner,
Maischberger und Will die
Terroristen zur Aufgabe bewe-
gen sollen. Sollte das alles
noch nicht genug sein, dann
muss der MDR die fanatischen
Islamisten mit Florian Silber-
eisen in die Knie zwingen, der
am Hindukusch das „Be-
schneidungsfest der Volks-
musik“ veranstalten wird.

Zippert zappt

Feuilleton
Die Guttenbergs
verändern Politik

und Stil
Seite 23

Forum
US-Diplomat

Richard Holbrooke
gestorben
Seiten 2 und 6

Wirtschaft
Hartes Urteil für
Zeitarbeitsfirmen

Seite 9

Dax
Leichtes Minus
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THEMEN

W
ieder einmal ist Silvio Ber-
lusconi dem politischen
Tod von der Schippe ge-

sprungen – im allerletzten Moment.
Angesichts der Knappheit dieses Sie-
ges ist man geneigt, von einem Pyr-
rhussieg zu sprechen. Seine Mehrheit
im Abgeordnetenhaus ist von mehr als
30 auf zwei, drei Stimmen ge-
schrumpft – keine gute Vorausset-
zung, um das reformbedürftige, doch
widerborstige Land in diesen wirt-
schafts- und europapolitisch so
schwankenden Zeiten sicher zu regie-
ren. Aber das ist gerade das Besondere
an dem Ausnahme-Anti-Politiker Ber-
lusconi: Die Gesetze der politischen
Gravitation scheinen für ihn nicht zu
gelten. Seine geradezu physische Ver-
liebtheit in den Erfolg hat etwas An-
steckendes. Auch wenn die Luft für
Berlusconi dünner geworden ist, soll-
ten seine Gegner nicht auf das schnel-
le Ende des Cavaliere setzen.

Dessen Sieg ist die Niederlage sei-
nes neuen Gegenspielers Gianfranco
Fini, der anderthalb Jahrzehnte lang
treu an der Seite Berlusconis gestan-
den hat. Zumindest im ersten Anlauf
gelang es ihm nicht, rechts von der
Mitte eine stabile Fraktion zu etablie-
ren, die Berlusconis – vorsichtig aus-
gedrückt – freihändigen Umgang mit
Gesetz und Institutionen nicht mehr
mitträgt. Der Ministerpräsident hat
gewonnen – das Mitte-rechts-Lager
aber hat sich als nicht fähig zur
Selbstkorrektur erwiesen. Berlusconis
Ein-Mann-Programm wird einfach
weiter gesendet. Das hat zwei Seiten.

Vor 16 Jahren war Berlusconi mit
dem Versprechen in die politische Are-
na eingebrochen, endlich klare politi-
sche Verhältnisse zu schaffen. Er wollte
dem bürgerlichen Lager eine moderne
politische Gestalt geben, wollte die –
nur für Touristen mitunter liebenswer-
ten – Verkrustungen Italiens aufbre-
chen und die bisher klientelistisch ver-
hedderte Politik zur Dienerin des Ge-
meinwohls machen. Kurz, er wollte Ita-
lien eine liberalbürgerliche Verfassung
geben. Damit ist er restlos gescheitert.
Das Land ist heute institutionell ge-
nauso unreformiert wie 1994. Seine
Vergangenheit will nicht vergehen.

Doch das macht, so paradox es klin-
gen mag, seinen Erfolg noch strahlen-
der. Er hat eine gewaltige Fülle von
Skandalen und Angriffen überstanden,
die einem anderen Kaliber schon auf
den ersten Metern das politische Ende
beschert hätte. Nicht einmal der
sichtbare Misserfolg, nicht einmal die
offenkundige Tatsache, dass er stets
viel versprochen und immer wenig ge-
halten hat, konnten seinem Nimbus
etwas anhaben. Die Traumsicherheit,
die ihm half, nicht unterzugehen, hat
etwas Wunderhaftes. Im Umkehr-
schluss heißt das aber: Leuchtet sein
Stern einmal nicht mehr, dann werden
die Italiener in einem wüsten Land er-
wachen, in dem sich die Müllberge
unerledigter Aufgaben türmen.

KO M M E N TA R

Teurer Sieg
des Cavaliere

thomas.schmid@welt.de

T H O M A S  S C H M I D

BERLIN/SAARBRÜCKEN – Die von der
Bundesregierung geplante Hartz-IV-
Reform wird voraussichtlich im Bun-
desrat scheitern. Die saarländische
Landesregierung aus CDU, FDP und
Grünen beschloss bei einer Kabinetts-
sitzung in Saarbrücken offiziell, sich
bei der Abstimmung am Freitag zu
enthalten. Ohne das Saarland gibt es
in der Länderkammer keine Mehrheit
für die Reform, die eigentlich Anfang
2011 in Kraft treten soll.

Ausschlaggebend für die Enthal-
tung der saarländischen Jamaikakoali-
tion ist das Nein der Grünen zu der
Reform. Der Koalitionsvertrag von
CDU, FDP und Grünen sieht vor, dass
sich die Landesregierung bei Uneinig-
keit der drei Partner im Bundesrat der
Stimme enthält. Nach dem erwarteten
Scheitern der Hartz-IV-Reform soll
der Vermittlungsausschuss von Bun-
destag und Bundesrat bereits am
kommenden Montag tagen. Das Ver-
fahren kann sich einige Wochen hin-
ziehen, die Reform kann vermutlich
erst im Februar in Kraft treten.

Bericht Seite 4

Reform von
Hartz IV 
liegt auf Eis
Im Bundesrat stimmt
das Saarland nicht zu

SASCHA LEHNARTZ
PARIS

F
olgende Sofortmaßnahmen wurden gegen den Winter
beschlossen: vorerst keine. Bleiben Sie trotzdem wachsam.
Laut Wettervorhersage könnte es noch richtig dicke kom-

men. So lautete – grob zusammengefasst – die Ansage des franzö-
sischen Premierministers François Fillon, nachdem sich seine
Regierung in Paris auf einer Sondersitzung mit den Folgen dessen
befasst hatte, was auf Französisch „la pagaille“ heißt: „La pagail-
le“ ist der große Schlamassel, den der Winter, der vergangene
Woche vollkommen überraschend über Frankreich hereinbrach,
verursacht hatte. Just in jenem Moment, als Innenminister Brice
Hortefeux verkündet hatte, es gebe keinen „Schlamassel“, steck-
ten Hunderte von französischen Autofahrern mitten in einem
solchen, und zwar in einem ziemlich großen. Es waren sage und
schreibe elf („onze“) Zentimeter Schnee gefallen. Der rudimentär

vorhandene Räumdienst kapitulierte umgehend angesichts der
weißen Hölle, die man in diesem Ausmaß im Großraum Paris seit
1987 nicht mehr gesehen hatte.

So etwas werde nicht wieder vorkommen, gelobt die Regierung
nun. Wie man Schneemassen künftig in den Griff bekommen
will, lässt sie jedoch vorsichtshalber offen. Spötter schlagen des-
halb vor, sämtliche Mitarbeiter der Räumdienste zum Praktikum
nach Quebec zu schicken. In puncto Winter unterliegt Frankreich
einer eigenartigen Selbsttäuschung: Die Bewohner der nördlichen
Hälfte des Landes tun jedes Jahr so, als lebten auch sie am Mit-
telmeer. Winter, finden Franzosen, sei eigentlich nur etwas für
Nordeuropäer. Sollen die sich doch Winterreifen aufziehen,
Streusalzvorräte anlegen und unförmige Hüttenschuhe tragen.
Im Durchschnitt 23 Jahre lang geht diese Realitätsverweigerung
gut. Aber dann erinnert eine humorlose Kaltfront die Pariser
daran, in welcher Klimazone sie eigentlich leben. So wie jetzt
gerade. Prompt stecken alle in der „pagaille“. Auf Sommerreifen. 

Paris liegt nicht am Mittelmeer
Frankreich wundert sich über den Schnee. Die Regierung schimpft und ist ratlos 
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ROM – Der angeschlagene italienische
Regierungschef Silvio Berlusconi
bleibt auch ohne sichere parlamenta-
rische Mehrheit im Amt. Mit nur drei
Stimmen Vorsprung wehrte er einen
Misstrauensantrag der Opposition äu-
ßerst knapp ab. Bei der Abstimmung
sprachen ihm in der Abgeordneten-
kammer in Rom 311 Parlamentarier
das Misstrauen aus, 314 votierten für
ihn. Begleitet wurde sein Sieg von
schweren Krawallen im Herzen von
Rom. Hunderte Berlusconi-Gegner
und Autonome randalierten im Zen-
trum, warfen Schaufenster ein, setz-
ten Autos in Brand und gruben Steine
aus dem historischen Pflaster der Pi-
azza del Popolo. Mindestens 40 Men-
schen wurden bei den Ausschreitun-
gen verletzt. Derweil begrüßten die
Anhänger Berlusconis das Abstim-
mungsergebnis. Zahlreiche Abgeord-
nete schwenkten die italienische Tri-
kolore-Flagge. Andere forderten in
Sprechchören den Rücktritt von Ab-
geordnetenhauspräsident Gianfranco
Fini – dem größten Herausforderer
von Berlusconi. 

Siehe Kommentar

Berlusconi
bleibt an der
Macht
Straßenschlachten nach
der Abstimmung

Nachrichten rund um die Uhr –
schnell und aktuell

US-Senator Bernhard Sanders
hat sich mit einer neun Stunden
langen Ansprache in die Annalen
des US-Oberhauses eingetragen.
Warum der Politiker aus Ver-
mont so lange redete, erklärt
„Welt“-Autor Uwe Schmitt, ex-
klusiv für die iPad- und iPhone-
Apps der WELT. 
Die Apps können heruntergeladen
werden unter welt.de/iphone-app

S H A R E  A  G I F T

Y O U ’ L L  B O T H  C H E R I S H 

T H I S  S E A S O N

IN TOUCH WITH YOUR TIME

TISSOT FLAMINGO 
DIAMONDS

Get in touch at www.tissot.ch

T Kaufkraft soll 2011 um 499 Euro
steigen. Nach der Zurückhaltung
in der Krise werden die
kommenden Tarifabschlüsse hoch
ausfallen

TOBIAS KAISER
BERLIN

D
er Euro schwächelt, die Peri-
pherieländer ächzen unter
ihrer Schuldenlast, und in
Brüssel wird am Donnerstag
darüber entschieden, ob der

Euro-Raum zur Transferunion wird. Die
Bundesbürger ficht das offenbar nicht an;
die Ausgaben der Verbraucher steigen seit
Monaten, und Ökonomen gehen davon aus,
dass der private Konsum im kommenden
Jahr einer der Haupttreiber der Konjunktur
sein wird. Nach dem häufig beschworenen
Wunder auf dem Arbeitsmarkt steht offen-
bar die große Konsumüberraschung bevor.

Ökonomen erwarten, dass vor allem die
gute Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt
und steigende Löhne den privaten Ver-
brauch ankurbeln werden. Im November
ist die Arbeitslosigkeit im 17. Monat in Fol-
ge zurückgegangen, und Ökonomen erwar-
ten, dass diese Entwicklung anhält: Das
Ifo-Institut rechnet damit, dass die Zahl
der Arbeitslosen im kommenden Jahr um

Tatsächlich sieht es so aus, als könne
eintreten, worauf Ökonomen seit zehn
Jahren warten: Dass der private Konsum in
Deutschland wieder steigt. Auch die Euro-
Krise kann daran offenbar wenig ändern:
„Die Euro-Krise beeinflusst die Verbrau-
cher im Moment wenig“, sagt Alexander
Koch, Volkswirt bei der Bank UniCredit.
„Die Verbraucher bekommen die Diskus-
sionen mit, aber das ist für sie sehr ab-
strakt und wenig greifbar. Die Situation auf
dem Arbeitsmarkt hat einen viel höheren
Einfluss auf den Verbrauch.“ Das gilt auch
für die Unternehmen, wo die Stimmung
im Moment ebenfalls hervorragend ist.
Auch der ZEW-Index, der die Konjunktur-
erwartungen von Finanzexperten misst, ist
im Dezember trotz der Euro-Krise wieder
stark gestiegen.

In Berlin stieg derweil die Nervosität vor
dem Treffen der europäischen Staats- und
Regierungschefs Ende der Woche. Man leh-
ne eine Aufstockung des Euro-Rettungs-
schirms weiterhin ab, wurde in Regierungs-
kreisen betont. Auch gemeinsame Euroan-
leihen werde es nicht geben. Beides stehe in
Brüssel nicht auf Tagesordnung. Und es
werde sicher keine entsprechenden Be-
schlüsse geben, hieß es. Kurz zuvor hatte
der Chef der Europäischen Zentralbank,
Jean-Claude Trichet, erneut eine Auswei-
tung des Euro-Hilfsmechanismus ins Spiel
gebracht.

Seiten 3, 4, 5 und 10 

Bei der Kaufkraft, die von der GfK berech-
net wird, handelt es sich um die Summe
aller Nettoeinkünfte der Bevölkerung.
Dazu gehören die Einkommen von Selbst-
ständigen und Angestellten, aber auch
Zinsen, Dividenden und staatliche Trans-
ferzahlungen wie Arbeitslosengeld, Kinder-
geld und Renten. Basis der Berechnung sind
unter anderem die Statistiken zu Löhnen
und Einkommensteuer und die Prognosen
der Wirtschaftsinstitute. Die GfK erwartet,
dass die Kaufkraft der Gesamtbevölkerung
2011 größer als eine Billion Euro ist; ins-
gesamt 1610,2 Mrd. Euro. Jeder Bundes-
bürger verfügt damit im kommenden Jahr
über 19 684 Euro, die er für Miete, Essen
und Konsum ausgeben oder sparen kann.

WAS IST DIE KAUFKRAFT?

Euro-Krise lässt deutsche
Verbraucher kalt
Trotz der großen Angst um die Stabilität der Währung, kurbelt
der private Konsum in Deutschland die Wirtschaft an

300 000 auf unter drei Millionen im Jah-
resschnitt sinken wird. Auch die Löhne
werden 2011 steigen, nachdem die Gewerk-
schaften sich bei den letzten Lohnverhand-
lungen in der Krise zurückgehalten hatten.
Beim jüngsten Tarifabschluss in der Stahl-
branche gab es bereits ein sattes Plus von
3,6 Prozent. Das Marktforschungsinstitut
GfK rechnet deshalb damit, dass die Kauf-
kraft der Bundesbürger im kommenden
Jahr um 499 Euro steigen wird. 

Ein unwirkliches Foto: Wikileaks-Gründer Julian Assange fährt in
London im Gefangenentransporter zum Haftprüfungstermin. Die
Reporter haben ihn durch die getönten Scheiben fotografiert. Die
Richter entschieden: Gegen 280 000 Euro Kaution, die Prominente

zur Verfügung gestellt haben, wird er freigelassen. Aber die schwe-
dische Justiz, die den Haftbefehl wegen Vergewaltigung erwirkt
hatte, legte Berufung ein. Jetzt muss die nächste Instanz entschei-
den, das kann noch 48 Stunden dauern. Kopfnoten Seite 3, Seite 6
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In sechs Printtiteln und sieben online Kanälen publi-
ziert die Welt-Gruppe exklusive Nachrichten, inves-
tigative Geschichten und meinungsstarke Kommen-
tare. Alle Medien entstehen in einer Redaktion. Die 
optische Überarbeitung der Print-Titel im November 
2010 führte die Publikationen der Gruppe näher 
zusammen. Für die unterschiedlichen Plattformen 

werden Themen und Inhalte den Nutzungsbedingungen und dem 
Publikum angepasst. So erhält jede Publikation ihren eigenen un-
verwechselbaren zielgruppenspezifischen Charakter.

Die klassischen Zeitungstitel „Welt“ und „Welt am Sonntag“ 
konzentrieren sich auf Hintergründe und Analysen. Währenddes-
sen liefert „Welt-Online“ aktuelle Nachrichten rund um die Uhr. 
Die entsprechende Smartphone-Applikation „Welt Mobil“ bietet 
erstklassigen Qualitätsjournalismus bei absoluter Mobilität. „Welt-
Aktuell“, das einzige Printprodukt auf dem deutschen Zeitungs-
markt, das Nachmittags erscheint, liefert ab 16 Uhr Reisenden der 
Lufthansa und Erste-Klasse-Passagieren der Deutschen Bahn die 
wichtigsten Nachrichten des Tages. „Welt“ und „Welt am Sonntag“ 
werden durch die jeweiligen Tabloid-Formate ergänzt. Hier zielt 

nicht nur das praktische Format auf eine jüngere, gut gebildete 
Leserschaft. Auch die visuelle und inhaltliche Aufbereitung der 
Kernthemen aus den Mutterblättern adressiert die „urban citizens“. 
Das hochwertige Stil-Magazin ICON der „Welt am Sonntag“ kom-
plettiert die Welt-Markengruppe in den Bereichen Mode und Life-
style.

Durch die Innovationskraft der Welt-Gruppe ist es gelungen, 
die erste deutsche Qualitätszeitung auf dem iPad herauszugeben. 
Die „Welt HD“ und der ICONIST, das Stil-Magazin für das iPad, 
verbinden das intuitive Leseerlebnis von Zeitungen und Printma-
gazinen mit der Tiefe und dem Nutzwert von Online. Über den 
iKiosk der Axel Springer AG finden aber auch die klassischen Print-
produkte als e-Paper ihren Weg auf die neuen elektronischen End-
geräte wie Tablet-Computer und Smart-Phone.

Die Welt-Redaktion ist auch prominent in den Sozialen 
Netzwerken vertreten. „Welt-Kompakt“ gehörte zu den ersten 
Zeitungen, die Twitter intensiv nutzte. Auf den Facebook-Seiten 
der Redaktion steht die Kommunikation mit den Lesern und On-
line-Usern im Vordergrund.
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FRANKFURT/M. – Die Europäi-
sche Zentralbank (EZB) will of-
fenbar alle an ihr beteiligten na-
tionalen EU-Notenbanken zu ei-
ner Aufstockung ihres Grundka-
pitalteils drängen. „Hintergrund
ist die Angst vor möglichen Ver-
lusten durch die andauernden
Anleihekäufe“, sagte ein hoch-
rangiger Notenbanker. „Momen-
tan kaufen wir zwar nur mit mo-
deratem Tempo, aber was ist,
wenn das Tempo anzieht und die
Anleihen auf einmal um 30 Pro-
zent weniger wert sind?“Die EZB
hat bislang für gut 72 Mrd. Euro
am Markt Staatsanleihen von

Euro-Ländern erworben – allei-
ne in der vergangenen Woche
wurden Geschäfte über 2,7 Mrd.
Euro abgewickelt. 

Das Grundkapital der EZB
liegt derzeit bei 5,8 Mrd. Euro,
während ihre Bilanz durch diver-
se Hilfsmaßnahmen während
der vergangen dreieinhalb Kri-
senjahre auf fast 140 Mrd. Euro
angeschwollen ist. Die Noten-
banken der 16 Euro-Länder hal-
ten gut 70 Prozent am Kapital
der EZB. Andere EU-Länder wie
Großbritannien, Schweden oder
Dänemark, die nicht der Wäh-
rungsunion beigetreten sind,

den Rest. Den größten Teil, rund
ein Fünftel, hatte bei der Grün-
dung der EZB die Bundesbank
und damit Deutschland einge-
zahlt. Deutschland müsste also
im Falle einer Aufforderung
durch die EZB besonders viel
nachschießen. Ein anderer mit
den Überlegungen innerhalb der
EZB eng vertrauter Notenbanker
ergänzte, der angeforderte
Nachschuss können bei Bedarf
gestreckt gezahlt werden, um
einzelne Zentralbanken – etwa
die von Griechenland, Irland,
Portugal und Spanien – nicht zu
überfordern. Sollte die EZB eine

Verdoppelung ihres Grundkapi-
tals anstreben, müsste Deutsch-
land beim gegenwärtigen
Schlüssel rund eine Mrd. Euro
nachschießen. EZB und Bundes-
bank wollten sich nicht äußern.

Unterdessen will EZB-Präsi-
dent Jean-Claude Trichet den
Schutzschirm für Euro-Krisen-
staaten bei Bedarf offenbar kräf-
tig ausbauen. Die EZB mache sich
für „maximale Flexibilität“ stark.
„Und ich würde auch sagen: ma-
ximale Kapazität in punkto Quan-
tität und Qualität.“ Am Donners-
tag beraten die EU-Regierung-
schefsüber die Euro-Krise.

Europas Zentralbank fordert Geld
Grundkapital der EZB gefährlich niedrig – EU-Mitglieder sollen Mittel aufstocken

LONDON – Kurz vor einer Anhö-
rung im Fall Julian Assange hat
der Wikileaks-Gründer aus dem
Gefängnis heraus seine Anhän-
ger zu Widerstand aufgerufen.
„Ich fordere die Welt auf, meine
Arbeit und meine Leute vor die-
sen illegalen und unmoralischen
Handlungen zu schützen“, ließ
Assange mit Blick auf die Vor-
würfe sexueller Vergehen gegen
ihn mitteilen – und zwar über
seine Mutter Christine. „Ich
bleibe meinen Idealen, zu denen
ich mich immer bekannt habe,
treu“, zitierte die Mutter ihren
Sohn. „Wenn überhaupt, dann
hat dieser Prozess meine Ent-
schlossenheit bekräftigt, dass sie
wahr und richtig sind.“ Assanges
Mutter hatte kurz mit ihm tele-
fonieren dürfen.

Wikileaks-Chef
Assange ruft zum
Widerstand auf 

Assange hinter der Glasscheibe
eines Gefangenentransporters
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Der italienische Minister-
präsident Silvio Berlusconi
hat die erste Runde im
Machtkampf mit der Oppo-
sition klar gewonnen. Der
Senat sprach dem umstritte-
nen Regierungschef erwar-
tungsgemäß mit 162 zu 135
Stimmen das Vertrauen aus.
Anschließend stand aller-
dings auch in der Abgeord-
netenkammer die Abstim-
mung über einen Misstrau-
ensantrag an. Weil der in
mehrere Skandale verwi-
ckelte Berlusconi in dieser
Kammer keine Mehrheit hat,
war der Ausgang bis Redak-
tionsschluss noch offen. RT
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Berlusconis
Bangen um
die Macht

DUISBURG/ESSEN – Die Deut-
schen geben im kommenden
Jahr beim Kauf eines neuen Au-
tos einer Studie zufolge voraus-
sichtlich so viel Geld aus wie nie
zuvor. Im Jahr 2011 werde der
Durchschnittspreis je verkauf-
tem Neuwagen die Schwelle von
25 000 Euro überschreiten, teil-
te das Center Automotive Re-
search (CAR) der Universität

Duisburg-Essen mit. Spätestens
Ende kommenden Jahres werde
sich damit nach dem Abflauen
der Spätwirkungen der Ab-
wrackprämie der langjährige
Trend steigender Ausgaben für
Neuwagen fortsetzen. Bereits in
diesem Jahr hätten die Verbrau-
cher schon wieder deutlich
mehr Geld für neue Autos aus-
gegeben.

Studie: Deutsche geben so viel
für neue Autos aus wie nie

FRANKFURT/M. – Auch ein zuver-
sichtlicher Ausblick für die deut-
sche Wirtschaft hat die Anleger
am Aktienmarkt nicht hinter
dem Ofen hervorgelockt. Der
Dax notierte heute Mittag nahe-
zu unverändert. Händler warte-
ten unter anderem auf die Ent-
scheidungen der US-Notenbank.
Es gibt Spekulationen, dass die
Fed ihr Ankaufprogramm für
Staatsanleihen ausweitet.

GENF – Die Fluggesellschaften
weltweit rechnen in diesem Jahr
mit einem Rekordgewinn. Der
Branchenverband IATA
schraubte seine Prognose heute
erneut nach oben und schätzt
die Nettogewinne nun auf welt-
weit 15,1 Mrd. Dollar (11,4 Mrd.
Euro). 

Grund sei ein „außergewöhn-
lich starkes drittes Quartal“,

sagte IATA-Chef Giovanni Bisig-
nani in Genf. Die wirtschaft-
liche Erholung werde aber im
kommenden Jahr eine Pause
einlegen, warnte er. 2011 rechne
die IATA daher mit Gewinnen
von 9,1 Mrd. Dollar. Zudem blei-
be es bei einer unterschiedlich
starken Erholung: Die Airlines
in Europa schnitten schlechter
ab als die in anderen Regionen.
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Euro-Ländern erworben – allei-
ne in der vergangenen Woche
wurden Geschäfte über 2,7 Mrd.
Euro abgewickelt. 

Das Grundkapital der EZB
liegt derzeit bei 5,8 Mrd. Euro,
während ihre Bilanz durch diver-
se Hilfsmaßnahmen während
der vergangen dreieinhalb Kri-
senjahre auf fast 140 Mrd. Euro
angeschwollen ist. Die Noten-
banken der 16 Euro-Länder hal-
ten gut 70 Prozent am Kapital
der EZB. Andere EU-Länder wie
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dent Jean-Claude Trichet den
Schutzschirm für Euro-Krisen-
staaten bei Bedarf offenbar kräf-
tig ausbauen. Die EZB mache sich
für „maximale Flexibilität“ stark.
„Und ich würde auch sagen: ma-
ximale Kapazität in punkto Quan-
tität und Qualität.“ Am Donners-
tag beraten die EU-Regierung-
schefsüber die Euro-Krise.

Europas Zentralbank fordert Geld
Grundkapital der EZB gefährlich niedrig – EU-Mitglieder sollen Mittel aufstocken

LONDON – Kurz vor einer Anhö-
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Wikileaks-Chef
Assange ruft zum
Widerstand auf 

Assange hinter der Glasscheibe
eines Gefangenentransporters
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Anschließend stand aller-
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mung über einen Misstrau-
ensantrag an. Weil der in
mehrere Skandale verwi-
ckelte Berlusconi in dieser
Kammer keine Mehrheit hat,
war der Ausgang bis Redak-
tionsschluss noch offen. RTR / TO
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Berlusconis
Bangen um
die Macht
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Die Reform sieht bislang die
Anhebung der Sätze für Er-
wachsene auf 364 Euro monat-
lich vor. Für 2,3 Millionen be-
dürftige Kinder ist mit einem
Volumen von 700 Millionen
Euro pro Jahr ein Bildungs-
paket geplant, das Zuschüsse
für Schulmaterial, Mittagessen
und Freizeitaktivitäten enthält. 

BILDUNGSPAKET
FÜR KINDER

TBundesregierung und
Opposition wollen
schnell Kompromiss
aushandeln

BERLIN – Die Hartz-IV-Reform
wird aller Voraussicht nach im
Bundesrat am Freitag scheitern.
Das schwarz-gelb-grün regierte
Saarland werde sich bei der Ab-
stimmung enthalten, sagte eine
Sprecherin der Grünen-Frakti-
on nach einer Kabinettssitzung
in Saarbrücken. Erhöhte Regel-
sätze und neue Leistungen aus
dem Bildungspaktes können da-
mit nicht wie geplant ab 1. Janu-
ar gewährt werden. Nun soll der

Vermittlungsausschuss von
Bundestag und Bundesrat noch
vor Weihnachten erstmals zu-
sammenkommen, um einen
Kompromiss auszuhandeln. 

Der Bundestag hatte die Re-
gelungen am 3. Dezember mit
den Stimmen von Union und
FDP verabschiedet. SPD, Grüne
und Linksfraktion lehnten den
Gesetzentwurf ab. Die Jamaika-
Koalition in Saarbrücken muss
sich gemäß ihrer Koalitionsver-
einbarung im Bundesrat der
Stimme enthalten, weil die Grü-
nen die Reform ablehnen. Ohne
die drei Stimmen des Saarlan-
des haben Union und FDP je-
doch keine Mehrheit in der Län-
derkammer. „Am Freitag wird

das Gesetz abgelehnt“, sagte
der saarländische Grünen-Chef
Hubert Ulrich gestern – und
wies den Vorwurf der Blockade

zurück. „Die Mehrheit der Bun-
desländer stimmt dem Gesetz-
entwurf nicht zu. Wir wollen
die Leistungen für Kinder ver-
bessern“, betonte Ulrich, der
sich zudem für höhere Mindest-
sätze aussprach. 

Der Vermittlungsausschuss
könnte am Montag zu seiner
ersten Sitzung zusammenkom-
men. Dabei sollen Arbeitsgrup-
pen eingesetzt und ein Zeitrah-
men abgesteckt werden. Regie-
rung und Opposition wollen
rasch ein Ergebnis erzielen. Die
Verhandlungen könnten sich
trotzdem einige Wochen hin-
ziehen. SPD und Grüne pochen
vor allem auf mehr Bildungs-
leistungen für Kinder. Seite 4

Hartz-IV-Reform liegt auf Eis
Blockade im Bundesrat angekündigt. Empfänger müssen auf höhere Sätze warten

MÜNCHEN – Die deutschen Ver-
braucher können nach einer
Prognose von Konsumfor-
schern im kommenden Jahr mit
höheren Einkommen rechnen.
Im Schnitt steige ihre Kaufkraft
um 499 auf 19684 Euro, pro-
gnostizierte die Gesellschaft für
Konsumforschung (GfK) am
Dienstag in Nürnberg. Seite 19

Deutsche haben
2011 mehr Geld

ROM – Mit gewaltsamen Protes-
ten haben tausende Demons-
tranten in Italien auf die Siege
des umstrittenen Ministerpräsi-
denten Silvio Berlusconi bei ei-
nem doppelten Misstrauensvo-
ten reagiert. Sie zündeten in
Rom Autos an, zertrümmerten
Schaufenster und bewarfen Po-

lizisten mit Feuerwerkskör-
pern, Eiern und Farbbeuteln.
Die Polizei versuchte zunächst,
das Gebiet um das Parlament
abzuriegeln und setzte später
Tränengas gegen die Demons-
tranten ein. Die italienische Ta-
geszeitung „La Repubblica“ be-
richtete auf ihrer Website von

rund 40 Verletzten. In einigen
Straßen lagen am Abend dichte
Tränengas-Wolken, und zahlrei-
che Ladeninhaber schlossen
vorzeitig ihre Geschäfte. Die
Via del Corso in der Altstadt
war mit Pflastersteinen und
umgeworfenen Stühlen aus um-
liegenden Cafés übersät. Seite 6

Schwere Krawalle in Rom
Nach dem Sieg Berlusconis brennen Autos in Italiens Hauptstadt
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Ein unwirkliches Foto:
Wikileaks-Gründer Juli-
an Assange fährt in Lon-
don im Transporter zum
Haftprüfungstermin und
streckt die Finger zum
Victory-Zeichen. Repor-
ter haben ihn durch die
getönten Scheiben foto-
grafiert. Die Richter ent-
schieden: Gegen 280 000
Euro Kaution, die Promi-
nente zur Verfügung ge-
stellt haben, wird er frei-
gelassen. Aber die schwe-
dische Justiz, die den
Haftbefehl wegen Verge-
waltigung erwirkt hatte,
legte Berufung ein. Eine
Entscheidung soll binnen
48 Stunden fallen. Seite 7

Schillernde
Figur

„Es liegt am Spirit“
Sie verschwenden seit 30 Jahren ihre Jugend. Ein Interview
mit den Techno-Pionieren von DAF Kultur, Seite 8 
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D ie Afghanistan-Reise
von Bildschirmprä-
senzverteidigungs-

minister Karl-Theodor zu
Guttenberg nebst Freifrau
Stephanie von RTL II und
Johannes von Kerner hat her-
be Kritik bei allen ausgelöst,
die nicht mitkommen durften.
Es war jedenfalls eine brillante
Idee, eine Kerner-Show in
Afghanistan aufzuzeichnen,
einem Land, das Katastrophen
gewohnt ist. Friedensorganisa-
tionen protestierten: Eine so
furchtbare Laberwaffe dürfe
man selbst gegen Taliban
nicht einsetzen. Doch der
Erfolg ist schon jetzt sichtbar.
Noch vor Beendigung von
Kerners Einschaltquoten-
kampfeinsatz sollen mehr als
100 Taliban ihre Waffen abge-
geben haben. RTL will jetzt
mit Mario Barth, einer der
schrecklichsten Witzkanonen,
auf Taliban-Jagd gehen, wäh-
rend bei ARD und ZDF Beck-
mann, Plasberg, Lanz, Illner,
Maischberger und Will die
Terroristen zur Aufgabe bewe-
gen sollen. Sollte das alles
noch nicht genug sein, dann
muss der MDR die fanatischen
Islamisten mit Florian Silber-
eisen in die Knie zwingen, der
am Hindukusch das „Be-
schneidungsfest der Volks-
musik“ veranstalten wird.
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W ieder einmal ist Silvio Ber-
lusconi dem politischen
Tod von der Schippe ge-

sprungen – im allerletzten Moment.
Angesichts der Knappheit dieses Sie-
ges ist man geneigt, von einem Pyr-
rhussieg zu sprechen. Seine Mehrheit
im Abgeordnetenhaus ist von mehr als
30 auf zwei, drei Stimmen ge-
schrumpft – keine gute Vorausset-
zung, um das reformbedürftige, doch
widerborstige Land in diesen wirt-
schafts- und europapolitisch so
schwankenden Zeiten sicher zu regie-
ren. Aber das ist gerade das Besondere
an dem Ausnahme-Anti-Politiker Ber-
lusconi: Die Gesetze der politischen
Gravitation scheinen für ihn nicht zu
gelten. Seine geradezu physische Ver-
liebtheit in den Erfolg hat etwas An-
steckendes. Auch wenn die Luft für
Berlusconi dünner geworden ist, soll-
ten seine Gegner nicht auf das schnel-
le Ende des Cavaliere setzen.

Dessen Sieg ist die Niederlage sei-
nes neuen Gegenspielers Gianfranco
Fini, der anderthalb Jahrzehnte lang
treu an der Seite Berlusconis gestan-
den hat. Zumindest im ersten Anlauf
gelang es ihm nicht, rechts von der
Mitte eine stabile Fraktion zu etablie-
ren, die Berlusconis – vorsichtig aus-
gedrückt – freihändigen Umgang mit
Gesetz und Institutionen nicht mehr
mitträgt. Der Ministerpräsident hat
gewonnen – das Mitte-rechts-Lager
aber hat sich als nicht fähig zur
Selbstkorrektur erwiesen. Berlusconis
Ein-Mann-Programm wird einfach
weiter gesendet. Das hat zwei Seiten.

Vor 16 Jahren war Berlusconi mit
dem Versprechen in die politische Are-
na eingebrochen, endlich klare politi-
sche Verhältnisse zu schaffen. Er wollte
dem bürgerlichen Lager eine moderne
politische Gestalt geben, wollte die –
nur für Touristen mitunter liebenswer-
ten – Verkrustungen Italiens aufbre-
chen und die bisher klientelistisch ver-
hedderte Politik zur Dienerin des Ge-
meinwohls machen. Kurz, er wollte Ita-
lien eine liberalbürgerliche Verfassung
geben. Damit ist er restlos gescheitert.
Das Land ist heute institutionell ge-
nauso unreformiert wie 1994. Seine
Vergangenheit will nicht vergehen.

Doch das macht, so paradox es klin-
gen mag, seinen Erfolg noch strahlen-
der. Er hat eine gewaltige Fülle von
Skandalen und Angriffen überstanden,
die einem anderen Kaliber schon auf
den ersten Metern das politische Ende
beschert hätte. Nicht einmal der
sichtbare Misserfolg, nicht einmal die
offenkundige Tatsache, dass er stets
viel versprochen und immer wenig ge-
halten hat, konnten seinem Nimbus
etwas anhaben. Die Traumsicherheit,
die ihm half, nicht unterzugehen, hat
etwas Wunderhaftes. Im Umkehr-
schluss heißt das aber: Leuchtet sein
Stern einmal nicht mehr, dann werden
die Italiener in einem wüsten Land er-
wachen, in dem sich die Müllberge
unerledigter Aufgaben türmen.

KO M M E N TA R

Teurer Sieg
des Cavaliere

thomas.schmid@welt.de

T H O M A S  S C H M I D

BERLIN/SAARBRÜCKEN – Die von der
Bundesregierung geplante Hartz-IV-
Reform wird voraussichtlich im Bun-
desrat scheitern. Die saarländische
Landesregierung aus CDU, FDP und
Grünen beschloss bei einer Kabinetts-
sitzung in Saarbrücken offiziell, sich
bei der Abstimmung am Freitag zu
enthalten. Ohne das Saarland gibt es
in der Länderkammer keine Mehrheit
für die Reform, die eigentlich Anfang
2011 in Kraft treten soll.

Ausschlaggebend für die Enthal-
tung der saarländischen Jamaikakoali-
tion ist das Nein der Grünen zu der
Reform. Der Koalitionsvertrag von
CDU, FDP und Grünen sieht vor, dass
sich die Landesregierung bei Uneinig-
keit der drei Partner im Bundesrat der
Stimme enthält. Nach dem erwarteten
Scheitern der Hartz-IV-Reform soll
der Vermittlungsausschuss von Bun-
destag und Bundesrat bereits am
kommenden Montag tagen. Das Ver-
fahren kann sich einige Wochen hin-
ziehen, die Reform kann vermutlich
erst im Februar in Kraft treten.

Bericht Seite 4

Reform von
Hartz IV 
liegt auf Eis
Im Bundesrat stimmt
das Saarland nicht zu

SASCHA LEHNARTZ
PARIS

Folgende Sofortmaßnahmen wurden gegen den Winter
beschlossen: vorerst keine. Bleiben Sie trotzdem wachsam.
Laut Wettervorhersage könnte es noch richtig dicke kom-

men. So lautete – grob zusammengefasst – die Ansage des franzö-
sischen Premierministers François Fillon, nachdem sich seine
Regierung in Paris auf einer Sondersitzung mit den Folgen dessen
befasst hatte, was auf Französisch „la pagaille“ heißt: „La pagail-
le“ ist der große Schlamassel, den der Winter, der vergangene
Woche vollkommen überraschend über Frankreich hereinbrach,
verursacht hatte. Just in jenem Moment, als Innenminister Brice
Hortefeux verkündet hatte, es gebe keinen „Schlamassel“, steck-
ten Hunderte von französischen Autofahrern mitten in einem
solchen, und zwar in einem ziemlich großen. Es waren sage und
schreibe elf („onze“) Zentimeter Schnee gefallen. Der rudimentär

vorhandene Räumdienst kapitulierte umgehend angesichts der
weißen Hölle, die man in diesem Ausmaß im Großraum Paris seit
1987 nicht mehr gesehen hatte.

So etwas werde nicht wieder vorkommen, gelobt die Regierung
nun. Wie man Schneemassen künftig in den Griff bekommen
will, lässt sie jedoch vorsichtshalber offen. Spötter schlagen des-
halb vor, sämtliche Mitarbeiter der Räumdienste zum Praktikum
nach Quebec zu schicken. In puncto Winter unterliegt Frankreich
einer eigenartigen Selbsttäuschung: Die Bewohner der nördlichen
Hälfte des Landes tun jedes Jahr so, als lebten auch sie am Mit-
telmeer. Winter, finden Franzosen, sei eigentlich nur etwas für
Nordeuropäer. Sollen die sich doch Winterreifen aufziehen,
Streusalzvorräte anlegen und unförmige Hüttenschuhe tragen.
Im Durchschnitt 23 Jahre lang geht diese Realitätsverweigerung
gut. Aber dann erinnert eine humorlose Kaltfront die Pariser
daran, in welcher Klimazone sie eigentlich leben. So wie jetzt
gerade. Prompt stecken alle in der „pagaille“. Auf Sommerreifen. 

Paris liegt nicht am Mittelmeer
Frankreich wundert sich über den Schnee. Die Regierung schimpft und ist ratlos 
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ROM – Der angeschlagene italienische
Regierungschef Silvio Berlusconi
bleibt auch ohne sichere parlamenta-
rische Mehrheit im Amt. Mit nur drei
Stimmen Vorsprung wehrte er einen
Misstrauensantrag der Opposition äu-
ßerst knapp ab. Bei der Abstimmung
sprachen ihm in der Abgeordneten-
kammer in Rom 311 Parlamentarier
das Misstrauen aus, 314 votierten für
ihn. Begleitet wurde sein Sieg von
schweren Krawallen im Herzen von
Rom. Hunderte Berlusconi-Gegner
und Autonome randalierten im Zen-
trum, warfen Schaufenster ein, setz-
ten Autos in Brand und gruben Steine
aus dem historischen Pflaster der Pi-
azza del Popolo. Mindestens 40 Men-
schen wurden bei den Ausschreitun-
gen verletzt. Derweil begrüßten die
Anhänger Berlusconis das Abstim-
mungsergebnis. Zahlreiche Abgeord-
nete schwenkten die italienische Tri-
kolore-Flagge. Andere forderten in
Sprechchören den Rücktritt von Ab-
geordnetenhauspräsident Gianfranco
Fini – dem größten Herausforderer
von Berlusconi. 

Siehe Kommentar

Berlusconi
bleibt an der
Macht
Straßenschlachten nach
der Abstimmung

Nachrichten rund um die Uhr –
schnell und aktuell

US-Senator Bernhard Sanders
hat sich mit einer neun Stunden
langen Ansprache in die Annalen
des US-Oberhauses eingetragen.
Warum der Politiker aus Ver-
mont so lange redete, erklärt
„Welt“-Autor Uwe Schmitt, ex-
klusiv für die iPad- und iPhone-
Apps der WELT. 
Die Apps können heruntergeladen
werden unter welt.de/iphone-app
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T Kaufkraft soll 2011 um 499 Euro
steigen. Nach der Zurückhaltung
in der Krise werden die
kommenden Tarifabschlüsse hoch
ausfallen

TOBIAS KAISER
BERLIN

D er Euro schwächelt, die Peri-
pherieländer ächzen unter
ihrer Schuldenlast, und in
Brüssel wird am Donnerstag
darüber entschieden, ob der

Euro-Raum zur Transferunion wird. Die
Bundesbürger ficht das offenbar nicht an;
die Ausgaben der Verbraucher steigen seit
Monaten, und Ökonomen gehen davon aus,
dass der private Konsum im kommenden
Jahr einer der Haupttreiber der Konjunktur
sein wird. Nach dem häufig beschworenen
Wunder auf dem Arbeitsmarkt steht offen-
bar die große Konsumüberraschung bevor.

Ökonomen erwarten, dass vor allem die
gute Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt
und steigende Löhne den privaten Ver-
brauch ankurbeln werden. Im November
ist die Arbeitslosigkeit im 17. Monat in Fol-
ge zurückgegangen, und Ökonomen erwar-
ten, dass diese Entwicklung anhält: Das
Ifo-Institut rechnet damit, dass die Zahl
der Arbeitslosen im kommenden Jahr um

Tatsächlich sieht es so aus, als könne
eintreten, worauf Ökonomen seit zehn
Jahren warten: Dass der private Konsum in
Deutschland wieder steigt. Auch die Euro-
Krise kann daran offenbar wenig ändern:
„Die Euro-Krise beeinflusst die Verbrau-
cher im Moment wenig“, sagt Alexander
Koch, Volkswirt bei der Bank UniCredit.
„Die Verbraucher bekommen die Diskus-
sionen mit, aber das ist für sie sehr ab-
strakt und wenig greifbar. Die Situation auf
dem Arbeitsmarkt hat einen viel höheren
Einfluss auf den Verbrauch.“ Das gilt auch
für die Unternehmen, wo die Stimmung
im Moment ebenfalls hervorragend ist.
Auch der ZEW-Index, der die Konjunktur-
erwartungen von Finanzexperten misst, ist
im Dezember trotz der Euro-Krise wieder
stark gestiegen.

In Berlin stieg derweil die Nervosität vor
dem Treffen der europäischen Staats- und
Regierungschefs Ende der Woche. Man leh-
ne eine Aufstockung des Euro-Rettungs-
schirms weiterhin ab, wurde in Regierungs-
kreisen betont. Auch gemeinsame Euroan-
leihen werde es nicht geben. Beides stehe in
Brüssel nicht auf Tagesordnung. Und es
werde sicher keine entsprechenden Be-
schlüsse geben, hieß es. Kurz zuvor hatte
der Chef der Europäischen Zentralbank,
Jean-Claude Trichet, erneut eine Auswei-
tung des Euro-Hilfsmechanismus ins Spiel
gebracht.

Seiten 3, 4, 5 und 10 

Bei der Kaufkraft, die von der GfK berech-
net wird, handelt es sich um die Summe
aller Nettoeinkünfte der Bevölkerung.
Dazu gehören die Einkommen von Selbst-
ständigen und Angestellten, aber auch
Zinsen, Dividenden und staatliche Trans-
ferzahlungen wie Arbeitslosengeld, Kinder-
geld und Renten. Basis der Berechnung sind
unter anderem die Statistiken zu Löhnen
und Einkommensteuer und die Prognosen
der Wirtschaftsinstitute. Die GfK erwartet,
dass die Kaufkraft der Gesamtbevölkerung
2011 größer als eine Billion Euro ist; ins-
gesamt 1610,2 Mrd. Euro. Jeder Bundes-
bürger verfügt damit im kommenden Jahr
über 19 684 Euro, die er für Miete, Essen
und Konsum ausgeben oder sparen kann.

WAS IST DIE KAUFKRAFT?

Euro-Krise lässt deutsche
Verbraucher kalt
Trotz der großen Angst um die Stabilität der Währung, kurbelt
der private Konsum in Deutschland die Wirtschaft an

300 000 auf unter drei Millionen im Jah-
resschnitt sinken wird. Auch die Löhne
werden 2011 steigen, nachdem die Gewerk-
schaften sich bei den letzten Lohnverhand-
lungen in der Krise zurückgehalten hatten.
Beim jüngsten Tarifabschluss in der Stahl-
branche gab es bereits ein sattes Plus von
3,6 Prozent. Das Marktforschungsinstitut
GfK rechnet deshalb damit, dass die Kauf-
kraft der Bundesbürger im kommenden
Jahr um 499 Euro steigen wird. 

Ein unwirkliches Foto: Wikileaks-Gründer Julian Assange fährt in
London im Gefangenentransporter zum Haftprüfungstermin. Die
Reporter haben ihn durch die getönten Scheiben fotografiert. Die
Richter entschieden: Gegen 280 000 Euro Kaution, die Prominente

zur Verfügung gestellt haben, wird er freigelassen. Aber die schwe-
dische Justiz, die den Haftbefehl wegen Vergewaltigung erwirkt
hatte, legte Berufung ein. Jetzt muss die nächste Instanz entschei-
den, das kann noch 48 Stunden dauern. Kopfnoten Seite 3, Seite 6
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D
ie Afghanistan-Reise
von Bildschirmprä-
senzverteidigungs-

minister Karl-Theodor zu
Guttenberg nebst Freifrau
Stephanie von RTL II und
Johannes von Kerner hat her-
be Kritik bei allen ausgelöst,
die nicht mitkommen durften.
Es war jedenfalls eine brillante
Idee, eine Kerner-Show in
Afghanistan aufzuzeichnen,
einem Land, das Katastrophen
gewohnt ist. Friedensorganisa-
tionen protestierten: Eine so
furchtbare Laberwaffe dürfe
man selbst gegen Taliban
nicht einsetzen. Doch der
Erfolg ist schon jetzt sichtbar.
Noch vor Beendigung von
Kerners Einschaltquoten-
kampfeinsatz sollen mehr als
100 Taliban ihre Waffen abge-
geben haben. RTL will jetzt
mit Mario Barth, einer der
schrecklichsten Witzkanonen,
auf Taliban-Jagd gehen, wäh-
rend bei ARD und ZDF Beck-
mann, Plasberg, Lanz, Illner,
Maischberger und Will die
Terroristen zur Aufgabe bewe-
gen sollen. Sollte das alles
noch nicht genug sein, dann
muss der MDR die fanatischen
Islamisten mit Florian Silber-
eisen in die Knie zwingen, der
am Hindukusch das „Be-
schneidungsfest der Volks-
musik“ veranstalten wird.
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THEMEN

W
ieder einmal ist Silvio Ber-
lusconi dem politischen
Tod von der Schippe ge-

sprungen – im allerletzten Moment.
Angesichts der Knappheit dieses Sie-
ges ist man geneigt, von einem Pyr-
rhussieg zu sprechen. Seine Mehrheit
im Abgeordnetenhaus ist von mehr als
30 auf zwei, drei Stimmen ge-
schrumpft – keine gute Vorausset-
zung, um das reformbedürftige, doch
widerborstige Land in diesen wirt-
schafts- und europapolitisch so
schwankenden Zeiten sicher zu regie-
ren. Aber das ist gerade das Besondere
an dem Ausnahme-Anti-Politiker Ber-
lusconi: Die Gesetze der politischen
Gravitation scheinen für ihn nicht zu
gelten. Seine geradezu physische Ver-
liebtheit in den Erfolg hat etwas An-
steckendes. Auch wenn die Luft für
Berlusconi dünner geworden ist, soll-
ten seine Gegner nicht auf das schnel-
le Ende des Cavaliere setzen.

Dessen Sieg ist die Niederlage sei-
nes neuen Gegenspielers Gianfranco
Fini, der anderthalb Jahrzehnte lang
treu an der Seite Berlusconis gestan-
den hat. Zumindest im ersten Anlauf
gelang es ihm nicht, rechts von der
Mitte eine stabile Fraktion zu etablie-
ren, die Berlusconis – vorsichtig aus-
gedrückt – freihändigen Umgang mit
Gesetz und Institutionen nicht mehr
mitträgt. Der Ministerpräsident hat
gewonnen – das Mitte-rechts-Lager
aber hat sich als nicht fähig zur
Selbstkorrektur erwiesen. Berlusconis
Ein-Mann-Programm wird einfach
weiter gesendet. Das hat zwei Seiten.

Vor 16 Jahren war Berlusconi mit
dem Versprechen in die politische Are-
na eingebrochen, endlich klare politi-
sche Verhältnisse zu schaffen. Er wollte
dem bürgerlichen Lager eine moderne
politische Gestalt geben, wollte die –
nur für Touristen mitunter liebenswer-
ten – Verkrustungen Italiens aufbre-
chen und die bisher klientelistisch ver-
hedderte Politik zur Dienerin des Ge-
meinwohls machen. Kurz, er wollte Ita-
lien eine liberalbürgerliche Verfassung
geben. Damit ist er restlos gescheitert.
Das Land ist heute institutionell ge-
nauso unreformiert wie 1994. Seine
Vergangenheit will nicht vergehen.

Doch das macht, so paradox es klin-
gen mag, seinen Erfolg noch strahlen-
der. Er hat eine gewaltige Fülle von
Skandalen und Angriffen überstanden,
die einem anderen Kaliber schon auf
den ersten Metern das politische Ende
beschert hätte. Nicht einmal der
sichtbare Misserfolg, nicht einmal die
offenkundige Tatsache, dass er stets
viel versprochen und immer wenig ge-
halten hat, konnten seinem Nimbus
etwas anhaben. Die Traumsicherheit,
die ihm half, nicht unterzugehen, hat
etwas Wunderhaftes. Im Umkehr-
schluss heißt das aber: Leuchtet sein
Stern einmal nicht mehr, dann werden
die Italiener in einem wüsten Land er-
wachen, in dem sich die Müllberge
unerledigter Aufgaben türmen.

KO M M E N TA R

Teurer Sieg
des Cavaliere

thomas.schmid@welt.de
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BERLIN/SAARBRÜCKEN – Die von der
Bundesregierung geplante Hartz-IV-
Reform wird voraussichtlich im Bun-
desrat scheitern. Die saarländische
Landesregierung aus CDU, FDP und
Grünen beschloss bei einer Kabinetts-
sitzung in Saarbrücken offiziell, sich
bei der Abstimmung am Freitag zu
enthalten. Ohne das Saarland gibt es
in der Länderkammer keine Mehrheit
für die Reform, die eigentlich Anfang
2011 in Kraft treten soll.

Ausschlaggebend für die Enthal-
tung der saarländischen Jamaikakoali-
tion ist das Nein der Grünen zu der
Reform. Der Koalitionsvertrag von
CDU, FDP und Grünen sieht vor, dass
sich die Landesregierung bei Uneinig-
keit der drei Partner im Bundesrat der
Stimme enthält. Nach dem erwarteten
Scheitern der Hartz-IV-Reform soll
der Vermittlungsausschuss von Bun-
destag und Bundesrat bereits am
kommenden Montag tagen. Das Ver-
fahren kann sich einige Wochen hin-
ziehen, die Reform kann vermutlich
erst im Februar in Kraft treten.
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Reform von
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das Saarland nicht zu

SASCHA LEHNARTZ
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F
olgende Sofortmaßnahmen wurden gegen den Winter
beschlossen: vorerst keine. Bleiben Sie trotzdem wachsam.
Laut Wettervorhersage könnte es noch richtig dicke kom-

men. So lautete – grob zusammengefasst – die Ansage des franzö-
sischen Premierministers François Fillon, nachdem sich seine
Regierung in Paris auf einer Sondersitzung mit den Folgen dessen
befasst hatte, was auf Französisch „la pagaille“ heißt: „La pagail-
le“ ist der große Schlamassel, den der Winter, der vergangene
Woche vollkommen überraschend über Frankreich hereinbrach,
verursacht hatte. Just in jenem Moment, als Innenminister Brice
Hortefeux verkündet hatte, es gebe keinen „Schlamassel“, steck-
ten Hunderte von französischen Autofahrern mitten in einem
solchen, und zwar in einem ziemlich großen. Es waren sage und
schreibe elf („onze“) Zentimeter Schnee gefallen. Der rudimentär

vorhandene Räumdienst kapitulierte umgehend angesichts der
weißen Hölle, die man in diesem Ausmaß im Großraum Paris seit
1987 nicht mehr gesehen hatte.

So etwas werde nicht wieder vorkommen, gelobt die Regierung
nun. Wie man Schneemassen künftig in den Griff bekommen
will, lässt sie jedoch vorsichtshalber offen. Spötter schlagen des-
halb vor, sämtliche Mitarbeiter der Räumdienste zum Praktikum
nach Quebec zu schicken. In puncto Winter unterliegt Frankreich
einer eigenartigen Selbsttäuschung: Die Bewohner der nördlichen
Hälfte des Landes tun jedes Jahr so, als lebten auch sie am Mit-
telmeer. Winter, finden Franzosen, sei eigentlich nur etwas für
Nordeuropäer. Sollen die sich doch Winterreifen aufziehen,
Streusalzvorräte anlegen und unförmige Hüttenschuhe tragen.
Im Durchschnitt 23 Jahre lang geht diese Realitätsverweigerung
gut. Aber dann erinnert eine humorlose Kaltfront die Pariser
daran, in welcher Klimazone sie eigentlich leben. So wie jetzt
gerade. Prompt stecken alle in der „pagaille“. Auf Sommerreifen. 

Paris liegt nicht am Mittelmeer
Frankreich wundert sich über den Schnee. Die Regierung schimpft und ist ratlos 
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ROM – Der angeschlagene italienische
Regierungschef Silvio Berlusconi
bleibt auch ohne sichere parlamenta-
rische Mehrheit im Amt. Mit nur drei
Stimmen Vorsprung wehrte er einen
Misstrauensantrag der Opposition äu-
ßerst knapp ab. Bei der Abstimmung
sprachen ihm in der Abgeordneten-
kammer in Rom 311 Parlamentarier
das Misstrauen aus, 314 votierten für
ihn. Begleitet wurde sein Sieg von
schweren Krawallen im Herzen von
Rom. Hunderte Berlusconi-Gegner
und Autonome randalierten im Zen-
trum, warfen Schaufenster ein, setz-
ten Autos in Brand und gruben Steine
aus dem historischen Pflaster der Pi-
azza del Popolo. Mindestens 40 Men-
schen wurden bei den Ausschreitun-
gen verletzt. Derweil begrüßten die
Anhänger Berlusconis das Abstim-
mungsergebnis. Zahlreiche Abgeord-
nete schwenkten die italienische Tri-
kolore-Flagge. Andere forderten in
Sprechchören den Rücktritt von Ab-
geordnetenhauspräsident Gianfranco
Fini – dem größten Herausforderer
von Berlusconi. 

Siehe Kommentar

Berlusconi
bleibt an der
Macht
Straßenschlachten nach
der Abstimmung

Nachrichten rund um die Uhr –
schnell und aktuell

US-Senator Bernhard Sanders
hat sich mit einer neun Stunden
langen Ansprache in die Annalen
des US-Oberhauses eingetragen.
Warum der Politiker aus Ver-
mont so lange redete, erklärt
„Welt“-Autor Uwe Schmitt, ex-
klusiv für die iPad- und iPhone-
Apps der WELT. 
Die Apps können heruntergeladen
werden unter welt.de/iphone-app
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T Kaufkraft soll 2011 um 499 Euro
steigen. Nach der Zurückhaltung
in der Krise werden die
kommenden Tarifabschlüsse hoch
ausfallen

TOBIAS KAISER
BERLIN

D
er Euro schwächelt, die Peri-
pherieländer ächzen unter
ihrer Schuldenlast, und in
Brüssel wird am Donnerstag
darüber entschieden, ob der

Euro-Raum zur Transferunion wird. Die
Bundesbürger ficht das offenbar nicht an;
die Ausgaben der Verbraucher steigen seit
Monaten, und Ökonomen gehen davon aus,
dass der private Konsum im kommenden
Jahr einer der Haupttreiber der Konjunktur
sein wird. Nach dem häufig beschworenen
Wunder auf dem Arbeitsmarkt steht offen-
bar die große Konsumüberraschung bevor.

Ökonomen erwarten, dass vor allem die
gute Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt
und steigende Löhne den privaten Ver-
brauch ankurbeln werden. Im November
ist die Arbeitslosigkeit im 17. Monat in Fol-
ge zurückgegangen, und Ökonomen erwar-
ten, dass diese Entwicklung anhält: Das
Ifo-Institut rechnet damit, dass die Zahl
der Arbeitslosen im kommenden Jahr um

Tatsächlich sieht es so aus, als könne
eintreten, worauf Ökonomen seit zehn
Jahren warten: Dass der private Konsum in
Deutschland wieder steigt. Auch die Euro-
Krise kann daran offenbar wenig ändern:
„Die Euro-Krise beeinflusst die Verbrau-
cher im Moment wenig“, sagt Alexander
Koch, Volkswirt bei der Bank UniCredit.
„Die Verbraucher bekommen die Diskus-
sionen mit, aber das ist für sie sehr ab-
strakt und wenig greifbar. Die Situation auf
dem Arbeitsmarkt hat einen viel höheren
Einfluss auf den Verbrauch.“ Das gilt auch
für die Unternehmen, wo die Stimmung
im Moment ebenfalls hervorragend ist.
Auch der ZEW-Index, der die Konjunktur-
erwartungen von Finanzexperten misst, ist
im Dezember trotz der Euro-Krise wieder
stark gestiegen.

In Berlin stieg derweil die Nervosität vor
dem Treffen der europäischen Staats- und
Regierungschefs Ende der Woche. Man leh-
ne eine Aufstockung des Euro-Rettungs-
schirms weiterhin ab, wurde in Regierungs-
kreisen betont. Auch gemeinsame Euroan-
leihen werde es nicht geben. Beides stehe in
Brüssel nicht auf Tagesordnung. Und es
werde sicher keine entsprechenden Be-
schlüsse geben, hieß es. Kurz zuvor hatte
der Chef der Europäischen Zentralbank,
Jean-Claude Trichet, erneut eine Auswei-
tung des Euro-Hilfsmechanismus ins Spiel
gebracht.

Seiten 3, 4, 5 und 10 

Bei der Kaufkraft, die von der GfK berech-
net wird, handelt es sich um die Summe
aller Nettoeinkünfte der Bevölkerung.
Dazu gehören die Einkommen von Selbst-
ständigen und Angestellten, aber auch
Zinsen, Dividenden und staatliche Trans-
ferzahlungen wie Arbeitslosengeld, Kinder-
geld und Renten. Basis der Berechnung sind
unter anderem die Statistiken zu Löhnen
und Einkommensteuer und die Prognosen
der Wirtschaftsinstitute. Die GfK erwartet,
dass die Kaufkraft der Gesamtbevölkerung
2011 größer als eine Billion Euro ist; ins-
gesamt 1610,2 Mrd. Euro. Jeder Bundes-
bürger verfügt damit im kommenden Jahr
über 19 684 Euro, die er für Miete, Essen
und Konsum ausgeben oder sparen kann.

WAS IST DIE KAUFKRAFT?

Euro-Krise lässt deutsche
Verbraucher kalt
Trotz der großen Angst um die Stabilität der Währung, kurbelt
der private Konsum in Deutschland die Wirtschaft an

300 000 auf unter drei Millionen im Jah-
resschnitt sinken wird. Auch die Löhne
werden 2011 steigen, nachdem die Gewerk-
schaften sich bei den letzten Lohnverhand-
lungen in der Krise zurückgehalten hatten.
Beim jüngsten Tarifabschluss in der Stahl-
branche gab es bereits ein sattes Plus von
3,6 Prozent. Das Marktforschungsinstitut
GfK rechnet deshalb damit, dass die Kauf-
kraft der Bundesbürger im kommenden
Jahr um 499 Euro steigen wird. 

Ein unwirkliches Foto: Wikileaks-Gründer Julian Assange fährt in
London im Gefangenentransporter zum Haftprüfungstermin. Die
Reporter haben ihn durch die getönten Scheiben fotografiert. Die
Richter entschieden: Gegen 280 000 Euro Kaution, die Prominente

zur Verfügung gestellt haben, wird er freigelassen. Aber die schwe-
dische Justiz, die den Haftbefehl wegen Vergewaltigung erwirkt
hatte, legte Berufung ein. Jetzt muss die nächste Instanz entschei-
den, das kann noch 48 Stunden dauern. Kopfnoten Seite 3, Seite 6
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DIETRICH ALEXANDER

D
as politische Erdbe-
ben kündigt sich mit
heftigen Warnstößen
an: Die britische Re-
gierung gibt vorsorg-
lich eine „DA-Notice“
(Defence Advisory

Notice) heraus. Das tut sie selten. Denn
die „DA-Notice“ ist die Bitte um eine In-
formationssperre wegen Gefährdung der
nationalen Sicherheit. Nicht islamisti-
sche Terroristen sind der Grund für Lon-
dons medienpolitische Notbremse, 
sondern das berühmt-berüchtigte Ent-
hüllungsportal Wikileaks.

Hunderttausende Geheimdokumente
will das Internetportal heute Abend ins
Netz stellen, peinliche bis entlarvende
Depeschen US-amerikanischer Diploma-
ten über die Politikerelite ihrer jeweili-
gen Gastländer sollen darunter sein, sehr
persönliche Einschätzungen, verletzend
bis diskriminierend. Das US-State-De-
partment ist in Aufruhr und seit Tagen
mit der diplomatischen Begrenzung des
politischen Flurschadens beschäftigt.
US-Außenministerin Hillary Rodham
Clinton telefoniert sich präventiv die
Finger wund.

Ihren chinesischen Amtskollegen Yang
Jiechi hat sie bereits gewarnt, wie Außen-
amtssprecher Philip Crowley bestätigte.
Er fügte an, die angekündigte Veröffentli-
chung diplomatischer Depeschen sei
„unverantwortlich“. „Die typischen Mit-
teilungen beschreiben Zusammenfassun-
gen von Treffen, Analysen von Ereignis-
sen in anderen Ländern und Protokolle
vertraulicher Gespräche mit Mitgliedern
anderer Regierungen“, sagte Crowley.
Mit deren Veröffentlichung würden „Le-
ben und Interessen“ der USA aufs Spiel
gesetzt. US-Diplomaten seien damit be-
schäftigt, weltweit Regierungen auf die
Veröffentlichungen vorzubereiten, be-
sonders in Großbritannien, Kanada, Aus-

tralien, Israel, Dänemark, in der Türkei,
im Irak und in Norwegen.

In Deutschland werden wir wohl
schon heute Abend erfahren, was die
ehemalige und die derzeitige US-Außen-
ministerin, Condoleezza Rice und Hillary
Clinton, wirklich von Bundeskanzlerin
Angela Merkel (CDU), vom SPD-Frakti-
onsvorsitzenden Frank-Walter-Steinmei-
er oder von Außenminister Guido Wes-
terwelle (FDP) hielten und halten. Be-
sonders positiv schneidet in den US-Dos-
siers dem Vernehmen nach Verteidi-
gungsminister Karl-Theodor zu Gutten-
berg (CSU) ab, andere Akteure der deut-
schen Außenpolitik hält man in Washing-
ton offenbar für Leichtgewichte.

Die israelische Zeitung „Haaretz“ spe-
kuliert bereits über unangenehme Wahr-
heiten zum Nahost-Friedensprozess, und
auch in der Türkei ist man nervös: Ver-
bindungen von staatlichen Stellen zum
islamistischen Terrornetzwerk al-Qaida
stehen womöglich vor der Aufdeckung.
Dazu peinliche Einschätzungen hoher
türkischer Politiker durch US-Diploma-
ten. US-Generalstabschef Mike Mullen
warnte Wikileaks davor, weitere geheime
Dokumente zu veröffentlichen. Dies sei
„extrem gefährlich“, sagte Mullen dem
US-Fernsehsender CNN. Er hoffe, dass
die Führung von Wikileaks an einen
Punkt käme, an dem sie über ihre Verant-
wortung für das Leben anderer nach-
dächte, die sie in Gefahr brächten.

Die Auswertung der Dokumentenkon-
volute hat die Redaktionen der beteilig-
ten Zeitungen und Magazine dieses Mal
wesentlich länger in Anspruch genom-
men als zuvor bei den Veröffentlichun-
gen zu den Kriegen in Afghanistan und
im Irak. Die Medien des Verbundes ha-
ben sich offenbar darauf verständigt, die
Unterlagen nicht vor heute Abend, 22.30
Uhr, online zu stellen. 

Die „undichte Stelle“, von der die Do-
kumente stammen, soll laut US-Quellen
bereits in Haft sein.

Internetplattform Wikileaks enthüllt heute
drei Millionen vertrauliche US-Dokumente.
Auch deutsche Politiker betroffen

Westliche
Welt zittert
vor Verrat

B
rüssel will den Kampf gegen Men-
schenhandel und Zwangsprostituti-
on drastisch verschärfen. Die In-

nenkommissarin der Europäischen Union,
Cecilia Malmström, prangert angesichts
steigender Fallzahlen Versäumnisse in der
Gesetzgebung der Mitgliedstaaten an.
„Wir haben in Europa keine gemeinsamen
Standards, wie wir dieses Verbrechen
überhaupt definieren“, sagte Malmström
in einem Interview mit der „Welt am
Sonntag“. Den Opfern drohe nach sexuel-
ler Ausbeutung häufig die rasche Abschie-
bung. Eine EU-Vorschrift, die genau dies
verhindern soll, werde „viel zu wenig um-
gesetzt“, sagte Malmström.

Nach Angaben der europäischen Poli-
zeibehörde Europol ist der Menschen-
handel für die organisierte Kriminalität
mittlerweile das lukrativste Geschäft
nach dem Drogenhandel. Experten schät-
zen, dass jedes Jahr 120 000 Frauen und
Mädchen nach Westeuropa gelockt und
dann der Prostitution zugeführt werden.
Besonders verbreitet ist das Phänomen

in den reichen Mitgliedstaaten wie
Deutschland. Die Strafverfolgungsbehör-
den bemängeln seit Jahren, dass ihnen
eine gesetzliche Handhabe fehlt, effekti-
ver gegen Menschenhandel und Zwangs-
prostitution vorzugehen. Um das zu än-
dern, will Malmström von Januar an ei-
nen EU-Koordinator für den Kampf ge-
gen Menschenhandel einsetzen. Erst am
Mittwoch dieser Woche hat der EU-Rat
beschlossen, Täter härter zu bestrafen.

Nach jahrelangem Ringen hat sich auch
die deutsche Innenministerkonferenz auf
einen Beschluss verständigt. Sie will unter
anderem Erlaubnispflichten für Bordelle
schaffen, eine Überprüfung der Straf-
rechtsvorschriften und eindeutige Krite-
rien, anhand derer sich legale Prostitution
und Zwangsprostitution unterscheiden
lassen. Die Länderminister bitten die Bun-
desregierung, die Initiative bei der Geset-
zesverschärfung zu übernehmen.

Lesen Sie im Titelthema die Geschich-
te eines zwangsprostituierten Mädchens.

Titelthema Seiten 17 bis 21

JAN DAMS UND JAN HILDEBRAND

BERLIN – Die Diskussion um eine Vergrö-
ßerung des Euro-Rettungsschirms stra-
paziert zunehmend die deutsche Hilfsbe-
reitschaft. Führende Politiker der
schwarz-gelben Koalition haben vor wei-
teren Belastungen gewarnt. „Es kann
nicht sein, dass die Steuerzahler für
Strukturprobleme in verschiedenen eu-
ropäischen Staaten ständig aufkommen
und ins Risiko gehen“, sagte der finanz-
politische Sprecher der Unionsfraktion,
Leo Dautzenberg (CDU), der „Welt am
Sonntag“. Es sei „wagemutig, bereits
heute von einem Aufstocken des Schutz-
schirms zu reden, ohne den Bundestag
einzubinden“.

Dautzenberg reagierte damit auf eine
Äußerung von Bundesbank-Chef Axel
Weber, der eine Erhöhung ins Spiel ge-
bracht hatte. In der EU-Kommission
wird sogar über eine Verdoppelung des
750 Milliarden Euro schweren Rettungs-
schirms nachgedacht. Deutschland trägt
an dem Hilfsmechanismus, der von der
Pleite bedrohte Staaten mit Bürgschaften
stützen soll, den größten Anteil. 

Die FDP lehnt einen größeren Ret-
tungsschirm ab. „Das führt zu einer Trans-
ferunion, da machen wir nicht mit“, sagte
Volker Wissing, finanzpolitischer Sprecher
der FDP-Fraktion. Jedes Land müsse für
seine Schulden selbst verantwortlich blei-
ben. „Daran halten wir eisern fest.“ In ei-
ner Transferunion müssen die starken die
schwachen EU-Staaten unterstützen, ähn-
lich wie beim Länderfinanzausgleich der
Bundesrepublik. Im Extremfall würde das
Deutschland 260 Milliarden Euro jährlich
kosten, hat der Ökonom Kai Konrad vom
Max-Planck-Institut in München für die
„Welt am Sonntag“ berechnet.

Statt eines unbegrenzten Schutz-
schirms schlägt die Bundesregierung ei-
nen permanenten Krisenmechanismus
vor, der auch eine finanzielle Beteiligung
von privaten Gläubigern bei möglichen
Staatspleiten beinhaltet. Banken müssten
dann auf einen Teil ihrer Forderungen
verzichten. „Das durchbricht den gegen-
wärtigen Teufelskreis und schafft klare
Bedingungen“, sagte Unionsfraktionsvize
Michael Meister. Auch liege „darin das
gebotene Signal gegen eine Transferuni-
on“. Der Druck auf Bundeskanzlerin An-
gela Merkel steigt: In der Koalition wird
gefordert, dass sie eine weitgehende Be-
teiligung von Gläubigern durchsetzt. Da-
gegen aber regt sich in der EU Wider-
stand. Selbst mit dem bisherigen Euro-
Verbündeten Frankreich ist sich die Re-
gierung in Detailfragen nicht einig. 

Deutschland
kommt bei der 
Euro-Rettung an
Schmerzgrenze

Wirtschaft S. 33–37, Debatte S. 15

ANZEIGE ANZEIGE

D
amit der Staat das Sportwettenmono-
pol behalten darf, muss er künftig ge-
gen die Suchtrisiken aller Glücksspiele

streng vorgehen. Das Bundesverwaltungsge-
richt ließ bei dieser jüngsten Entscheidung
aber offen, wer beim Lotto stärker von Abhän-
gigkeit betroffen ist: die Spieler oder der Fi-
nanzminister. Die Regierung wird nun jeden-
falls den Drogenring „6 aus 49“ ins Visier neh-
men, zumal es dort anscheinend nur um Geld geht.

Der Innenminister warnt die Bevölkerung: Das Ri-
siko eines Millionengewinns sei für jeden Einzelnen
sogar noch größer als das, einem Terroranschlag
zum Opfer zu fallen. Um Dosis und Gefährdung zu
verringern, werden fortan nur noch einstellige Zah-
len gezogen. Diese legt der Koalitionsausschuss so
fest, dass eine Abschreckung gewährleistet ist. Nach

dem Hanf-Abkömmling „Pot“ wird nun auch
das Suchtmittel „Jackpot“ verboten. Gleichzei-
tig bekommen die Bürger durch eine Steuerre-
form die Chance, ihr Geld dem Staat noch ein-
facher, ohne demütigende Prozeduren wie An-
stehen und Ankreuzen übergeben zu können.
Die Grünen drängen auf mehr Bürgerbeteili-
gung bei der Ziehung der Lottozahlen. Im
Streitfall möge Heiner Geißler entscheiden, ob

man die 6 auch als angetüterte 9 gelten lassen könne
oder die Kugeln verpixeln müsse. Der Gesundheits-
minister widerspricht indes der Auffassung, dass es
auch ein verdammtes Glücksspiel sei, schnell einen
Termin beim Chiropraktiker zu bekommen. Nein,
dieser Hauptgewinn bleibe gottlob nicht dem Zufall
überlassen, sondern Resultat einer vernunftgeleite-
ten Abwägung: privat oder Kasse? André Mielke

Mehr Bürgerbeteiligung bei Lottoziehung
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Herr
Palmer,

allen Respekt!
Hätten Sie nicht
Lust, bei uns
anzufangen?“
Bahn-Vorstand Volker Kefer zum
Vertreter der Stuttgart-21-Gegner, 
Boris Palmer, nach dessen Vortrag 
zu Fahrplan-Engpässen 
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Tausende junge Frauen wie Yamina, 15, 
suchen in Deutschland ihr Glück – und
werden zur Prostitution gezwungen

Die Geschichte
eines

Wegwerfmädchens

Magath zurück
im Tal der
Tränen Seite 29
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VOR DEM EU-GIPFEL

ANZEIGE

den Euro Anleihen von klammen
Staaten aufgekauft hat. Diese
Länder haben wegen ihrer ange-
spannten Finanzlage Schwierig-
keiten, genügend Investoren für
ihre Papiere zu fin-
den. Die EZB linderte
das Problem, in dem
sie als Käufer ein-
sprang. Doch nun
kommt die Zentral-
bank durch die riskan-
ten Anleihekäufe of-
fenbar selbst in
Schwierigkeiten. Sie
drängt die nationalen
Notenbanken dazu,
ihr Kapital an der EZB
zu erhöhen.

Eine solche Finanz-
spritze müsste vor al-
lem von Deutschland gefüllt
werden. Die Bundesbank hält
knapp 19 Prozent des EZB-
Grundkapitals. Merkel macht
trotzdem mit – sie will die Fi-
nanzmärkte nicht durch eine
weitere Blockade verunsichern.
Zudem ist die Diskussion um das
EZB-Kapital so technisch, dass
sie in der Bevölkerung kaum
Emotionen wecken dürfte.

Die Opposition kritisierte das
am Dienstag scharf: „Die EZB
gilt in der Öffentlichkeit als un-
abhängig“, sagte der haushalts-
politische Sprecher der SPD,
Carsten Schneider. Die Belas-

tungen würden nicht der Regie-
rung angekreidet. Trotzdem sei
es „für Deutschland der schlech-
teste Weg“. Denn der Anleihe-
kauf durch die Zentralbank ge-

schehe „völlig unre-
guliert“. Anders als
bei den Hilfen aus
dem Euro-Rettungs-
schirm werden den
Ländern, die profitie-
ren, keine Sparaufla-
gen gemacht. Es sei
deshalb „sehr skur-
ril“, dass sich Merkel
zwar gegen Euro-
Bonds wehre, nicht
aber gegen die Anlei-
hekäufe durch die
EZB, so Schneider.
Auch Abgeordnete

der Koalitionsfraktionen spra-
chen sich indes nur zähneknir-
schend dafür aus. „Wenn es er-
forderlich sein sollte, dass man
das Eigenkapital aufstockt, müs-
sen wir in den sauren Apfel bei-
ßen und die Ausschüttung der
Bundesbank an den Bundes-
haushalt schmälern“, erklärte
Norbert Barthle, Haushaltspoli-
tiker der CDU/CSU-Fraktion im
Bundestag.

Die Rettung des Euro spaltet Eu-
ropa. Die kleinen EU-Länder
fühlen sich von den großen be-
vormundet. Mit Außenminister
Jean Asselborn sprach Christoph
B. Schiltz. 

WELT KOMPAKT: Machen die
Politiker in der Euro-Krise ei-
ne gute Figur?
JEAN ASSELBORN: Wir zerre-
den zu viel, ich beziehe mich da
ein. Zum Euro wurde alles ge-
sagt, jetzt muss gehandelt wer-
den. Wir müssen uns viel mehr
anstrengen und zeigen, dass sich
die Existenzfrage des Euro nicht
stellt.

Ihr Premier Jean-Claude Jun-
cker hat gefordert, die Länder
der Euro-Zone sollten ge-
meinsame Anleihen, soge-
nannte Eurobonds, auflegen.
Was halten Sie davon?
Mit Eurobonds verbindet sich ja
etwas ganz Europäisches: Soli-
darität. Diese Solidarität würde
den Märkten in der Welt zeigen:
Die Europäer halten trotz aller
Probleme zusammen. Natürlich
sind Eurobonds keine hundert-
prozentige Garantie, dass wir
den Euro stabilisieren. Aber sie
sind von allen Rettungsinstru-
menten immer noch das Beste.

Werden die Eurobonds zu ei-
nem großen Thema auf dem
EU-Gipfel?
Nein, das erwarte ich nicht. Ich
bin ziemlich sicher, dass die Eu-
robonds in Zukunft in irgendei-
ner Form eingeführt werden. Sie
können den Ländern, die in
Schwierigkeiten stecken, helfen,
zu vernünftigen Bedingungen
Kredite aufzunehmen, und sie
wären eine attraktive Investition
für Anleger aus Asien und Ame-
rika. Ich verstehe diese Ver-
krampfung in der Debatte nicht.

Die deutschen Steuerzahler
würden Eurobonds wegen hö-
herer Zinsen ein paar Milliar-
den Euro extra kosten.
Das verstehe ich. Aber man muss
das in den richtigen Kontext set-
zen. Wenn der Euro zusammen-
bricht, dann würde das erhebli-
che Konsequenzen für die deut-
sche Wirtschaft haben, die in ho-
hem Maße vom Binnenmarkt,
von den europäischen Export-
märkten und natürlich vom Euro
profitiert. Die Dinge laufen für
Deutschland und die europäi-
schen Partner nur dann gut wei-
ter, wenn der Euro weiter exis-
tiert.

Trotzdem haben viele Men-
schen in Deutschland das Ge-
fühl, mit all den Rettungs-
maßnahmen für Pleiteländer
für eine gute Wirtschaftspoli-
tik bestraft zu werden und
jetzt der Zahlmeister zu sein.
Ich kann das Wort Zahlmeister

nicht akzeptieren. Wenn diese
Mentalität dominiert, dann ist
das Europäische weg. Helmut
Kohl hat gesagt: Wir wollen ein
europäisches Deutschland und
kein deutsches Europa.

Aber zu welchem Preis?
Wenn man immer nur rechnet:
Deutschland zahlt 27 Prozent
und Frankreich zahlt 20 Prozent
im Ernstfall – dann gibt man ein
falsches Zeichen. Deutschland
bekommt unheimlich viel von
Europa, nahezu 50 Prozent der

Exporte gehen in die EU. Es
herrschen Frieden und Freizü-
gigkeit. Das Gerede von der
Transferunion ist schädlich.

Fühlen sich kleinere EU-Län-
der wie Luxemburg von den
großen zu wenig ernst genom-
men?
Ich respektiere Deutschland und
Frankreich, wenn sie an einem
Strang ziehen zum Wohle Euro-
pas.

Tun sie das?
Wir sind eine Union von 27.
Manchmal habe ich aber das Ge-
fühl, dass Paris und Berlin nur
auf den neuen EU-Vertrag von
Lissabon gewartet haben, um zu
sagen: Wir haben die größte Last
zu tragen, also haben wir auch
die größte Verantwortung und
die meisten Befugnisse. Das ist
ein gefährlicher Weg. Ich kann
Deutschland und Frankreich nur
warnen vor einem Machtan-
spruch, der eine gewisse Über-
heblichkeit und Arroganz aus-
drückt.

Was erwarten Sie von Angela
Merkel?
Frau Merkel ist eine kluge Frau.
Ich bin sicher, dass sie die richti-
gen Lehren aus der Vergangen-
heit zieht. Sie wird einsehen,
dass sie bei den Hilfen für Athen
zu lange gezögert hat und die
Rettung von Griechenland teu-
rer geworden ist, als sie hätte
sein müssen. Deutschland wird
verstehen, dass diese Theater-
auftritte der vergangenen Mona-
te nicht von Nutzen sind. Was
mich stört, ist das Theatralische.
Nach meinem Eindruck gab es
Szenen, da haben Frankreich
und Deutschland vor einem EU-
Gipfel Probleme erst geschaffen,
dann sind sie nach Brüssel ge-
kommen und haben theatralisch
gezeigt: Wir haben die Probleme
gelöst und Europa vorange-
bracht.

„Mich stört das Theatralische“
Luxemburgs Außenminister Asselborn spricht vor dem Gipfel Klartext 
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Am Dienstag erhielt Luxem-
burgs Außenminister Jean
Asselborn (61) von seinem
deutschen Amtskollegen Guido
Westerwelle (FDP) das Bun-
desverdienstkreuz für seine
Verdienste um die deutsch-
luxemburgische Freundschaft.
Auch Ex-Bundesaußenminister
Frank-Walter Steinmeier (SPD),
der mit Asselborn befreundet
ist, war bei der Feier in Berlin
dabei. Der Sozialdemokrat
Asselborn ist seit August 2004
Außenminister seines Landes
und zugleich Stellvertreter von
Premierminister Jean-Claude
Juncker. Er ist verheiratet und
Vater von zwei Kindern.

VERDIENSTKREUZ
FÜR KRITIKER

Folgen Sie Silke 
Mülherr auf Twitter

twitter.com/wk_muelherr

EURO-KRISE

Dass Irland angesichts der
wirtschaftlichen Situation
sparen muss, das ist klar.
Allein die Iren halten
davon nicht viel.
http://bit.ly/fx8BFv

Zu zweit gegen den Rest
der Euro-Staaten: Merkel
und Sarkozy machen ge-
meinsame Sache bei der
Währungspolitik

M
O

N
TA

G
E 

W
EL

T 
KO

M
PA

KT
: T

O
M

 U
EC

KE
R:

 D
U

N
CA

N
 W

AL
KE

R/
IS

TO
CK

PH
O

TO
; R

EU
TE

RS
/Y

VE
S 

H
ER

M
AN

MITTWOCH, 15. DEZEMBER 2010 WELT KOMPAKT SEITE 3

VOR DEM EU-GIPFEL

ANZEIGE

den Euro Anleihen von klammen
Staaten aufgekauft hat. Diese
Länder haben wegen ihrer ange-
spannten Finanzlage Schwierig-
keiten, genügend Investoren für
ihre Papiere zu fin-
den. Die EZB linderte
das Problem, in dem
sie als Käufer ein-
sprang. Doch nun
kommt die Zentral-
bank durch die riskan-
ten Anleihekäufe of-
fenbar selbst in
Schwierigkeiten. Sie
drängt die nationalen
Notenbanken dazu,
ihr Kapital an der EZB
zu erhöhen.

Eine solche Finanz-
spritze müsste vor al-
lem von Deutschland gefüllt
werden. Die Bundesbank hält
knapp 19 Prozent des EZB-
Grundkapitals. Merkel macht
trotzdem mit – sie will die Fi-
nanzmärkte nicht durch eine
weitere Blockade verunsichern.
Zudem ist die Diskussion um das
EZB-Kapital so technisch, dass
sie in der Bevölkerung kaum
Emotionen wecken dürfte.

Die Opposition kritisierte das
am Dienstag scharf: „Die EZB
gilt in der Öffentlichkeit als un-
abhängig“, sagte der haushalts-
politische Sprecher der SPD,
Carsten Schneider. Die Belas-

tungen würden nicht der Regie-
rung angekreidet. Trotzdem sei
es „für Deutschland der schlech-
teste Weg“. Denn der Anleihe-
kauf durch die Zentralbank ge-

schehe „völlig unre-
guliert“. Anders als
bei den Hilfen aus
dem Euro-Rettungs-
schirm werden den
Ländern, die profitie-
ren, keine Sparaufla-
gen gemacht. Es sei
deshalb „sehr skur-
ril“, dass sich Merkel
zwar gegen Euro-
Bonds wehre, nicht
aber gegen die Anlei-
hekäufe durch die
EZB, so Schneider.
Auch Abgeordnete

der Koalitionsfraktionen spra-
chen sich indes nur zähneknir-
schend dafür aus. „Wenn es er-
forderlich sein sollte, dass man
das Eigenkapital aufstockt, müs-
sen wir in den sauren Apfel bei-
ßen und die Ausschüttung der
Bundesbank an den Bundes-
haushalt schmälern“, erklärte
Norbert Barthle, Haushaltspoli-
tiker der CDU/CSU-Fraktion im
Bundestag.

Die Rettung des Euro spaltet Eu-
ropa. Die kleinen EU-Länder
fühlen sich von den großen be-
vormundet. Mit Außenminister
Jean Asselborn sprach Christoph
B. Schiltz. 

WELT KOMPAKT: Machen die
Politiker in der Euro-Krise ei-
ne gute Figur?
JEAN ASSELBORN: Wir zerre-
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ein. Zum Euro wurde alles ge-
sagt, jetzt muss gehandelt wer-
den. Wir müssen uns viel mehr
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stellt.
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Was halten Sie davon?
Mit Eurobonds verbindet sich ja
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sind von allen Rettungsinstru-
menten immer noch das Beste.
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DIETRICH ALEXANDER

D
as politische Erdbe-
ben kündigt sich mit
heftigen Warnstößen
an: Die britische Re-
gierung gibt vorsorg-
lich eine „DA-Notice“
(Defence Advisory

Notice) heraus. Das tut sie selten. Denn
die „DA-Notice“ ist die Bitte um eine In-
formationssperre wegen Gefährdung der
nationalen Sicherheit. Nicht islamisti-
sche Terroristen sind der Grund für Lon-
dons medienpolitische Notbremse, 
sondern das berühmt-berüchtigte Ent-
hüllungsportal Wikileaks.

Hunderttausende Geheimdokumente
will das Internetportal heute Abend ins
Netz stellen, peinliche bis entlarvende
Depeschen US-amerikanischer Diploma-
ten über die Politikerelite ihrer jeweili-
gen Gastländer sollen darunter sein, sehr
persönliche Einschätzungen, verletzend
bis diskriminierend. Das US-State-De-
partment ist in Aufruhr und seit Tagen
mit der diplomatischen Begrenzung des
politischen Flurschadens beschäftigt.
US-Außenministerin Hillary Rodham
Clinton telefoniert sich präventiv die
Finger wund.

Ihren chinesischen Amtskollegen Yang
Jiechi hat sie bereits gewarnt, wie Außen-
amtssprecher Philip Crowley bestätigte.
Er fügte an, die angekündigte Veröffentli-
chung diplomatischer Depeschen sei
„unverantwortlich“. „Die typischen Mit-
teilungen beschreiben Zusammenfassun-
gen von Treffen, Analysen von Ereignis-
sen in anderen Ländern und Protokolle
vertraulicher Gespräche mit Mitgliedern
anderer Regierungen“, sagte Crowley.
Mit deren Veröffentlichung würden „Le-
ben und Interessen“ der USA aufs Spiel
gesetzt. US-Diplomaten seien damit be-
schäftigt, weltweit Regierungen auf die
Veröffentlichungen vorzubereiten, be-
sonders in Großbritannien, Kanada, Aus-

tralien, Israel, Dänemark, in der Türkei,
im Irak und in Norwegen.

In Deutschland werden wir wohl
schon heute Abend erfahren, was die
ehemalige und die derzeitige US-Außen-
ministerin, Condoleezza Rice und Hillary
Clinton, wirklich von Bundeskanzlerin
Angela Merkel (CDU), vom SPD-Frakti-
onsvorsitzenden Frank-Walter-Steinmei-
er oder von Außenminister Guido Wes-
terwelle (FDP) hielten und halten. Be-
sonders positiv schneidet in den US-Dos-
siers dem Vernehmen nach Verteidi-
gungsminister Karl-Theodor zu Gutten-
berg (CSU) ab, andere Akteure der deut-
schen Außenpolitik hält man in Washing-
ton offenbar für Leichtgewichte.

Die israelische Zeitung „Haaretz“ spe-
kuliert bereits über unangenehme Wahr-
heiten zum Nahost-Friedensprozess, und
auch in der Türkei ist man nervös: Ver-
bindungen von staatlichen Stellen zum
islamistischen Terrornetzwerk al-Qaida
stehen womöglich vor der Aufdeckung.
Dazu peinliche Einschätzungen hoher
türkischer Politiker durch US-Diploma-
ten. US-Generalstabschef Mike Mullen
warnte Wikileaks davor, weitere geheime
Dokumente zu veröffentlichen. Dies sei
„extrem gefährlich“, sagte Mullen dem
US-Fernsehsender CNN. Er hoffe, dass
die Führung von Wikileaks an einen
Punkt käme, an dem sie über ihre Verant-
wortung für das Leben anderer nach-
dächte, die sie in Gefahr brächten.

Die Auswertung der Dokumentenkon-
volute hat die Redaktionen der beteilig-
ten Zeitungen und Magazine dieses Mal
wesentlich länger in Anspruch genom-
men als zuvor bei den Veröffentlichun-
gen zu den Kriegen in Afghanistan und
im Irak. Die Medien des Verbundes ha-
ben sich offenbar darauf verständigt, die
Unterlagen nicht vor heute Abend, 22.30
Uhr, online zu stellen. 

Die „undichte Stelle“, von der die Do-
kumente stammen, soll laut US-Quellen
bereits in Haft sein.

Internetplattform Wikileaks enthüllt heute
drei Millionen vertrauliche US-Dokumente.
Auch deutsche Politiker betroffen

Westliche
Welt zittert
vor Verrat

B rüssel will den Kampf gegen Men-
schenhandel und Zwangsprostituti-
on drastisch verschärfen. Die In-

nenkommissarin der Europäischen Union,
Cecilia Malmström, prangert angesichts
steigender Fallzahlen Versäumnisse in der
Gesetzgebung der Mitgliedstaaten an.
„Wir haben in Europa keine gemeinsamen
Standards, wie wir dieses Verbrechen
überhaupt definieren“, sagte Malmström
in einem Interview mit der „Welt am
Sonntag“. Den Opfern drohe nach sexuel-
ler Ausbeutung häufig die rasche Abschie-
bung. Eine EU-Vorschrift, die genau dies
verhindern soll, werde „viel zu wenig um-
gesetzt“, sagte Malmström.

Nach Angaben der europäischen Poli-
zeibehörde Europol ist der Menschen-
handel für die organisierte Kriminalität
mittlerweile das lukrativste Geschäft
nach dem Drogenhandel. Experten schät-
zen, dass jedes Jahr 120 000 Frauen und
Mädchen nach Westeuropa gelockt und
dann der Prostitution zugeführt werden.
Besonders verbreitet ist das Phänomen

in den reichen Mitgliedstaaten wie
Deutschland. Die Strafverfolgungsbehör-
den bemängeln seit Jahren, dass ihnen
eine gesetzliche Handhabe fehlt, effekti-
ver gegen Menschenhandel und Zwangs-
prostitution vorzugehen. Um das zu än-
dern, will Malmström von Januar an ei-
nen EU-Koordinator für den Kampf ge-
gen Menschenhandel einsetzen. Erst am
Mittwoch dieser Woche hat der EU-Rat
beschlossen, Täter härter zu bestrafen.

Nach jahrelangem Ringen hat sich auch
die deutsche Innenministerkonferenz auf
einen Beschluss verständigt. Sie will unter
anderem Erlaubnispflichten für Bordelle
schaffen, eine Überprüfung der Straf-
rechtsvorschriften und eindeutige Krite-
rien, anhand derer sich legale Prostitution
und Zwangsprostitution unterscheiden
lassen. Die Länderminister bitten die Bun-
desregierung, die Initiative bei der Geset-
zesverschärfung zu übernehmen.

Lesen Sie im Titelthema die Geschich-
te eines zwangsprostituierten Mädchens.

Titelthema Seiten 17 bis 21

JAN DAMS UND JAN HILDEBRAND

BERLIN – Die Diskussion um eine Vergrö-
ßerung des Euro-Rettungsschirms stra-
paziert zunehmend die deutsche Hilfsbe-
reitschaft. Führende Politiker der
schwarz-gelben Koalition haben vor wei-
teren Belastungen gewarnt. „Es kann
nicht sein, dass die Steuerzahler für
Strukturprobleme in verschiedenen eu-
ropäischen Staaten ständig aufkommen
und ins Risiko gehen“, sagte der finanz-
politische Sprecher der Unionsfraktion,
Leo Dautzenberg (CDU), der „Welt am
Sonntag“. Es sei „wagemutig, bereits
heute von einem Aufstocken des Schutz-
schirms zu reden, ohne den Bundestag
einzubinden“.

Dautzenberg reagierte damit auf eine
Äußerung von Bundesbank-Chef Axel
Weber, der eine Erhöhung ins Spiel ge-
bracht hatte. In der EU-Kommission
wird sogar über eine Verdoppelung des
750 Milliarden Euro schweren Rettungs-
schirms nachgedacht. Deutschland trägt
an dem Hilfsmechanismus, der von der
Pleite bedrohte Staaten mit Bürgschaften
stützen soll, den größten Anteil. 

Die FDP lehnt einen größeren Ret-
tungsschirm ab. „Das führt zu einer Trans-
ferunion, da machen wir nicht mit“, sagte
Volker Wissing, finanzpolitischer Sprecher
der FDP-Fraktion. Jedes Land müsse für
seine Schulden selbst verantwortlich blei-
ben. „Daran halten wir eisern fest.“ In ei-
ner Transferunion müssen die starken die
schwachen EU-Staaten unterstützen, ähn-
lich wie beim Länderfinanzausgleich der
Bundesrepublik. Im Extremfall würde das
Deutschland 260 Milliarden Euro jährlich
kosten, hat der Ökonom Kai Konrad vom
Max-Planck-Institut in München für die
„Welt am Sonntag“ berechnet.

Statt eines unbegrenzten Schutz-
schirms schlägt die Bundesregierung ei-
nen permanenten Krisenmechanismus
vor, der auch eine finanzielle Beteiligung
von privaten Gläubigern bei möglichen
Staatspleiten beinhaltet. Banken müssten
dann auf einen Teil ihrer Forderungen
verzichten. „Das durchbricht den gegen-
wärtigen Teufelskreis und schafft klare
Bedingungen“, sagte Unionsfraktionsvize
Michael Meister. Auch liege „darin das
gebotene Signal gegen eine Transferuni-
on“. Der Druck auf Bundeskanzlerin An-
gela Merkel steigt: In der Koalition wird
gefordert, dass sie eine weitgehende Be-
teiligung von Gläubigern durchsetzt. Da-
gegen aber regt sich in der EU Wider-
stand. Selbst mit dem bisherigen Euro-
Verbündeten Frankreich ist sich die Re-
gierung in Detailfragen nicht einig. 

Deutschland
kommt bei der 
Euro-Rettung an
Schmerzgrenze

Wirtschaft S. 33–37, Debatte S. 15
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Damit der Staat das Sportwettenmono-
pol behalten darf, muss er künftig ge-
gen die Suchtrisiken aller Glücksspiele

streng vorgehen. Das Bundesverwaltungsge-
richt ließ bei dieser jüngsten Entscheidung
aber offen, wer beim Lotto stärker von Abhän-
gigkeit betroffen ist: die Spieler oder der Fi-
nanzminister. Die Regierung wird nun jeden-
falls den Drogenring „6 aus 49“ ins Visier neh-
men, zumal es dort anscheinend nur um Geld geht.

Der Innenminister warnt die Bevölkerung: Das Ri-
siko eines Millionengewinns sei für jeden Einzelnen
sogar noch größer als das, einem Terroranschlag
zum Opfer zu fallen. Um Dosis und Gefährdung zu
verringern, werden fortan nur noch einstellige Zah-
len gezogen. Diese legt der Koalitionsausschuss so
fest, dass eine Abschreckung gewährleistet ist. Nach

dem Hanf-Abkömmling „Pot“ wird nun auch
das Suchtmittel „Jackpot“ verboten. Gleichzei-
tig bekommen die Bürger durch eine Steuerre-
form die Chance, ihr Geld dem Staat noch ein-
facher, ohne demütigende Prozeduren wie An-
stehen und Ankreuzen übergeben zu können.
Die Grünen drängen auf mehr Bürgerbeteili-
gung bei der Ziehung der Lottozahlen. Im
Streitfall möge Heiner Geißler entscheiden, ob

man die 6 auch als angetüterte 9 gelten lassen könne
oder die Kugeln verpixeln müsse. Der Gesundheits-
minister widerspricht indes der Auffassung, dass es
auch ein verdammtes Glücksspiel sei, schnell einen
Termin beim Chiropraktiker zu bekommen. Nein,
dieser Hauptgewinn bleibe gottlob nicht dem Zufall
überlassen, sondern Resultat einer vernunftgeleite-
ten Abwägung: privat oder Kasse? André Mielke

Mehr Bürgerbeteiligung bei Lottoziehung

B 3,50 ¤ • GR 4,00 ¤ • A 3,50 ¤ • CZ 150 czk • NL 3,50 ¤
GB 3,50 GBP • MA 50 MAD • DK 32,00 dkr • IRL 4,50 ¤
ZA 70,00 SAR • P 4,00 ¤ (Cont.) • I 4,00 ¤ • E 4,00 ¤ /
I. C. 4,20 ¤ • F 4,20 ¤ • L 3,50 ¤ • PL 19 PLZ TN 6,50 TD
FIN 5,90 ¤ • S 50 SEK • H 1050 Ft N 42,00 NOK • CH 5,30 sfr

Erhältlich bei Chopard Boutiquen und führenden
Juwelieren. Für weitere Informationen: Chopard 
Deutschland, Tel. 07231/4867.

IMPERIALE COLLECTION

Entdecken Sie den Jahresring 2011
nächste Woche hier...

Tel. 07231 - 28 40 133 • www.wellendorff.de

Abo & mehr
leser@wams.de

E-Mail an die Redaktion:
leserbriefe@wams.de

Wir twittern, was uns bewegt:
twitter.com/weltonline

Treffpunkt für Fans
facebook.com/weltonline

Herr
Palmer,

allen Respekt!
Hätten Sie nicht
Lust, bei uns
anzufangen?“
Bahn-Vorstand Volker Kefer zum
Vertreter der Stuttgart-21-Gegner, 
Boris Palmer, nach dessen Vortrag 
zu Fahrplan-Engpässen 
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Tausende junge Frauen wie Yamina, 15, 
suchen in Deutschland ihr Glück – und
werden zur Prostitution gezwungen

Die Geschichte
eines

Wegwerfmädchens

Magath zurück
im Tal der
Tränen Seite 29

Reader-Flow 

Content-Flow

LEGENDE:



iPhone Die ganz Welt in einer App

WELT KOMPAKT
jeden Abend ab 22 Uhr als E-Paper

WELT HISTORY
präsentiert die fünf herausragenden  
Ereignisse des Tages

SPORT-LIVETICKER MIT PUSH-ALARM 
Tore, Siege, Medaillen – immer top-aktuell  
auf der Startseite Ihres iPhoneTM

PERSONALISIERTE STARTSEITE
beinhaltet genau die Themen, die den User 
am meisten interessieren

iWELT
liefert exklusive Nachreichten von unseren  
Korrespondenten aus der Welt

INDIVIDUELLER WECKER
weckt mit dem Lieblingssong aus der 
iPod-Bibliothek

UMFANGREICHER PUSH NEWS DIENST
sendet Eilmeldungen als SMS direkt  

auf das iPhone

WELT LÄNDERINFO
verortet Wissenswertes 
über 200 Staaten der 
Erde auf der Weltkarte

Twittern, was uns bewegt
twitter.com/weltkompakt

KULTUR

Sound des Jahres gesucht:
Stimmen Sie jetzt ab
Wir suchen das beste Musikalbum
und den besten Song. Zu gewin-
nen gibt es 10 000 Lieder aus dem
iTunes-Store. Seite 10

WIRTSCHAFT

Der Alpenblick kann
schnell ins Geld gehen
Für viele Kommunen ist die
Zweitwohnungsteuer eine will-
kommene Finanzquelle, für ihre
Gäste aber ein Ärgernis. Seite 21

BÜCHER

Eine einzigartige visuelle
Bestandsaufnahme
Ein spannendes Fotoprojekt doku-
mentiert den deutschen Alltag –
dazu haben wir noch Last-Minute-
Geschenketipps. Seiten 24/25

AUS ALLER WELT

77-jähriges Raubopfer
erschießt Jugendlichen
Bei einem Raubüberfall in Nieder-
sachsen ist ein 16-jähriger mut-
maßlicher Täter vom Hausbesitzer
getötet worden. Letzte Seite

NACHRICHTEN

Sichtbare Wissenschaft: 
Fotos des Wettbewerbs
„Bilder der Forschung“
Wissenschaft, Seite 28

24h-Service: 01805-6 300 30
(14ct/Min. aus dt. Festnetz, Mobilfunk max. 0,42 ¤/Min.)

E-Mail an die Redaktion
kompakt@welt.de

Treffpunkt für Fans
facebook.com/weltkompakt

Abo & Service
abo@welt-kompakt.de

News rund um die Uhr
www.welt.de

IM INTERNET

Arbeitet man für Computerlaien,
sind sie zunächst verdutzt über die
Möglichkeiten. Und fordern dann
Dinge, die einen an die Grenzen
treiben. VanLynden 

Die meisten finden Glätte ja nur
doof weil sie es nicht schaffen
während des Fallens darüber zu
tweeten. Schlawittel 

Tweets des Tages

MITTWOCH, 15. DEZEMBER 2010NRW | 244 80 CENT

Die Reform sieht bislang die
Anhebung der Sätze für Er-
wachsene auf 364 Euro monat-
lich vor. Für 2,3 Millionen be-
dürftige Kinder ist mit einem
Volumen von 700 Millionen
Euro pro Jahr ein Bildungs-
paket geplant, das Zuschüsse
für Schulmaterial, Mittagessen
und Freizeitaktivitäten enthält. 

BILDUNGSPAKET
FÜR KINDER

TBundesregierung und
Opposition wollen
schnell Kompromiss
aushandeln

BERLIN – Die Hartz-IV-Reform
wird aller Voraussicht nach im
Bundesrat am Freitag scheitern.
Das schwarz-gelb-grün regierte
Saarland werde sich bei der Ab-
stimmung enthalten, sagte eine
Sprecherin der Grünen-Frakti-
on nach einer Kabinettssitzung
in Saarbrücken. Erhöhte Regel-
sätze und neue Leistungen aus
dem Bildungspaktes können da-
mit nicht wie geplant ab 1. Janu-
ar gewährt werden. Nun soll der

Vermittlungsausschuss von
Bundestag und Bundesrat noch
vor Weihnachten erstmals zu-
sammenkommen, um einen
Kompromiss auszuhandeln. 

Der Bundestag hatte die Re-
gelungen am 3. Dezember mit
den Stimmen von Union und
FDP verabschiedet. SPD, Grüne
und Linksfraktion lehnten den
Gesetzentwurf ab. Die Jamaika-
Koalition in Saarbrücken muss
sich gemäß ihrer Koalitionsver-
einbarung im Bundesrat der
Stimme enthalten, weil die Grü-
nen die Reform ablehnen. Ohne
die drei Stimmen des Saarlan-
des haben Union und FDP je-
doch keine Mehrheit in der Län-
derkammer. „Am Freitag wird

das Gesetz abgelehnt“, sagte
der saarländische Grünen-Chef
Hubert Ulrich gestern – und
wies den Vorwurf der Blockade

zurück. „Die Mehrheit der Bun-
desländer stimmt dem Gesetz-
entwurf nicht zu. Wir wollen
die Leistungen für Kinder ver-
bessern“, betonte Ulrich, der
sich zudem für höhere Mindest-
sätze aussprach. 

Der Vermittlungsausschuss
könnte am Montag zu seiner
ersten Sitzung zusammenkom-
men. Dabei sollen Arbeitsgrup-
pen eingesetzt und ein Zeitrah-
men abgesteckt werden. Regie-
rung und Opposition wollen
rasch ein Ergebnis erzielen. Die
Verhandlungen könnten sich
trotzdem einige Wochen hin-
ziehen. SPD und Grüne pochen
vor allem auf mehr Bildungs-
leistungen für Kinder. Seite 4

Hartz-IV-Reform liegt auf Eis
Blockade im Bundesrat angekündigt. Empfänger müssen auf höhere Sätze warten

MÜNCHEN – Die deutschen Ver-
braucher können nach einer
Prognose von Konsumfor-
schern im kommenden Jahr mit
höheren Einkommen rechnen.
Im Schnitt steige ihre Kaufkraft
um 499 auf 19684 Euro, pro-
gnostizierte die Gesellschaft für
Konsumforschung (GfK) am
Dienstag in Nürnberg. Seite 19

Deutsche haben
2011 mehr Geld

ROM – Mit gewaltsamen Protes-
ten haben tausende Demons-
tranten in Italien auf die Siege
des umstrittenen Ministerpräsi-
denten Silvio Berlusconi bei ei-
nem doppelten Misstrauensvo-
ten reagiert. Sie zündeten in
Rom Autos an, zertrümmerten
Schaufenster und bewarfen Po-

lizisten mit Feuerwerkskör-
pern, Eiern und Farbbeuteln.
Die Polizei versuchte zunächst,
das Gebiet um das Parlament
abzuriegeln und setzte später
Tränengas gegen die Demons-
tranten ein. Die italienische Ta-
geszeitung „La Repubblica“ be-
richtete auf ihrer Website von

rund 40 Verletzten. In einigen
Straßen lagen am Abend dichte
Tränengas-Wolken, und zahlrei-
che Ladeninhaber schlossen
vorzeitig ihre Geschäfte. Die
Via del Corso in der Altstadt
war mit Pflastersteinen und
umgeworfenen Stühlen aus um-
liegenden Cafés übersät. Seite 6

Schwere Krawalle in Rom
Nach dem Sieg Berlusconis brennen Autos in Italiens Hauptstadt
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Ein unwirkliches Foto:
Wikileaks-Gründer Juli-
an Assange fährt in Lon-
don im Transporter zum
Haftprüfungstermin und
streckt die Finger zum
Victory-Zeichen. Repor-
ter haben ihn durch die
getönten Scheiben foto-
grafiert. Die Richter ent-
schieden: Gegen 280 000
Euro Kaution, die Promi-
nente zur Verfügung ge-
stellt haben, wird er frei-
gelassen. Aber die schwe-
dische Justiz, die den
Haftbefehl wegen Verge-
waltigung erwirkt hatte,
legte Berufung ein. Eine
Entscheidung soll binnen
48 Stunden fallen. Seite 7

Schillernde
Figur

„Es liegt am Spirit“
Sie verschwenden seit 30 Jahren ihre Jugend. Ein Interview
mit den Techno-Pionieren von DAF Kultur, Seite 8 



iPad Die besten Geschichten in einer App

INHALT
Schnelle Übersicht und Navigation 
zwischen den Ressorts

RESSORT- 
AUFSCHLAGSEITEN
Überblick zu Themen 
und Inhalten

WELT REPORTER
Geschichten und Reportagen der 
WELT-Auslandskorrespondeten 
exklusive auf dem iPad

LOKALES UND WETTER
vereint alle Regionalteile 
aus den Printausgaben der 
WELT in der App

WELT ONLINE
Der News Ticker bringt alle 
aktuellen Artikel von WELT 
ONLINE chronologisch 
geordnet auf das iPad

THEMA DES TAGES
Vereint Nachrichten, 
Hintergründe und 
Kommentar

APPS & COMPUTER
Exklusiv als eigenes Ressort  
in der WELT HD iPad-App

PINNWAND
ermöglicht das archivieren  
einzelner Artikel

RÄTSEL
Interaktives Online-Sudoku 
und Karikatur


